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Beschlussempfehlung 
 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 17/11685, wird in der Fassung der Be-
schlüsse des Ausschusses angenommen. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
 

 Beschlüsse des Ausschusses  

Gesetz  
zur Änderung des Kunsthochschulgeset-
zes und zur Änderung weiterer Vorschrif-

ten im Hochschulbereich  
 

 Gesetz  
zur Änderung des Kunsthochschulgeset-
zes und zur Änderung weiterer Vorschrif-

ten im Hochschulbereich  
 

Artikel 1 
Änderung des Kunsthochschulgesetzes 

 
Das Kunsthochschulgesetz vom 13. März 
2008 (GV. NRW. S. 195), das zuletzt durch 
Artikel 11 des Gesetzes vom 14. April 2020 
(GV. NRW. S. 218b) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 
 

 Artikel 1 
Änderung des Kunsthochschulgesetzes 

 
Das Kunsthochschulgesetz vom 13. März 
2008 (GV. NRW. S. 195), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 1. Dezember 
2020 (GV. NRW. S. 1091 ff.) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 
 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert: 
 
a) Die Angabe zu § 12a wird gestri-

chen. 
 
b) Die bisherige Angabe zu § 12b wird 

die Angabe zu § 12a. 
 

 1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert: 
 
a) unverändert  
 
 
b) unverändert  

 

c) In der Angabe zu § 32 wird das 
Wort „Hochschulehrerinnen“ durch 
das Wort „Hochschullehrerinnen“ 
ersetzt. 

 
d) Nach der Angabe zu § 43 wird fol-

gende Angabe eingefügt: 
 

 „§ 43a Ordnungsverstöße; Ord-
nungsmaßnahmen“ 

 
e) Nach der Angabe zu § 71 werden 

die folgenden Angaben eingefügt: 
 

 „§ 71a Errichtung juristischer Per-
sonen des öffentlichen Rechts 
durch Kunsthochschulen 

 
 § 71b Studium eines Erweiterungs-

faches nach abgeschlossenem 
Lehramtsstudium“ 

 
 
 
 
 

 c) unverändert  
 
 
 
 
d) Nach der Angabe zu § 43 wird fol-

gende Angabe eingefügt: 
 

 „§ 43a Ordnungsverstöße; Ord-
nungsmaßnahmen“.  

 
e) Nach der Angabe zu § 71 werden 

die folgenden Angaben eingefügt: 
 

 „§ 71a Errichtung juristischer Per-
sonen des öffentlichen Rechts 
durch Kunsthochschulen 

 
 § 71b Studium eines Erweiterungs-

faches nach abgeschlossenem 
Lehramtsstudium“.  
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2. § 1 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 2 Nummer 4 wird das 
Wort „Hochschule“ durch die Wör-
ter „Universität der Künste“ ersetzt. 

 

 2. unverändert 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 werden die Wörter 
„Folkwang Hochschule“ durch 
die Wörter „Folkwang Universi-
tät der Künste“ ersetzt und 
nach dem Wort „Musik“ die 
Wörter „und Tanz“ eingefügt. 

 
bb) In Satz 2 wird das Wort „Hoch-

schule“ durch die Wörter „Uni-
versität der Künste“ ersetzt. 

 
cc) In Satz 3 werden die Wörter 

„Folkwang Hochschule“ durch 
die Wörter „Folkwang Universi-
tät der Künste“ und das Wort 
„Köln“ durch die Wörter „und 
Tanz Köln“ ersetzt. 

 

  

c) In Absatz 4 Satz 3 werden nach 
dem Wort „Habilitationsrechts“ die 
Wörter „, der Vergabe von Lehrauf-
trägen“ eingefügt. 

 

  

d) Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(6) Die nebenberuflichen Profes-

sorinnen und Professoren sind als 
solche Mitglieder der Universität 
Münster. Hinsichtlich der Verlei-
hung der mitgliedschaftlichen 
Rechtsstellung einer akademi-
schen Mitarbeiterin oder eines aka-
demischen Mitarbeiters gilt für 
Lehrbeauftragte des Fachbereichs 
Musikhochschule § 10 Absatz 2 
Satz 2 und 3. Die Grundordnung 
der Universität Münster oder die 
Fachbereichsordnung kann vorse-
hen, dass die Mitglieder nach § 11 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des 
Hochschulgesetzes mit den Mitglie-
dern nach § 11 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3 des Hochschulgesetzes 
eine gemeinsame Gruppe bilden, 
wenn wegen ihrer geringen Anzahl 
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die Bildung einer eigenen Gruppe 
nicht gerechtfertigt ist.“ 

 
3. § 2 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 3 wird das Wort  
„öffentlichrechtlicher“ durch 
das Wort „öffentlich-rechtli-
cher“ ersetzt. 

 
bb) Folgender Satz wird angefügt: 

 
 „Die Kunsthochschulen neh-

men ihre Aufgaben, insbeson-
dere ihre Aufgaben der Weiter-
bildung, hoheitlich wahr.“ 

 

 3. unverändert  

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Nach Satz 2 wird folgender 
Satz eingefügt: 

 
 „Die Grundordnung kann be-

stimmen, dass das Verkün-
dungsblatt zusätzlich oder aus-
schließlich in Gestalt einer 
elektronischen Ausgabe er-
scheint, die über öffentlich zu-
gängliche Netze angeboten 
wird. In diesem Fall gilt § 19 
Absatz 2 des E-Government-
Gesetzes Nordrhein-Westfalen 
vom 8. Juli 2016 (GV. NRW. S. 
551) in der jeweils geltenden 
Fassung entsprechend.“ 

 
bb) In dem neuen Satz 4 werden 

die Wörter „Dort regelt sie“ 
durch die Wörter „Die Grund-
ordnung regelt“ ersetzt. 

 

  

c) Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(6) Auf Antrag einer Kunsthoch-

schule kann die Bauherreneigen-
schaft und die Eigentümerverant-
wortung an Teilen oder der Ge-
samtheit der ihr seitens des Landes 
oder seitens des Bau- und Liegen-
schaftsbetriebs NRW überlassenen 
Liegenschaften zur Erfüllung ihrer 
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öffentlichen Aufgaben auf diese 
Kunsthochschule übertragen wer-
den, soweit ihr dieses nicht bereits 
durch Gesetz zugewiesen ist; § 5 
Absatz 2 bleibt unberührt. Die Über-
tragung der Bauherreneigenschaft 
kann insbesondere die Instandhal-
tung, die Sanierung und Moderni-
sierung von Bestandsbauten und 
die Errichtung von Neubauten be-
treffen. Das Ministerium regelt im 
Einvernehmen mit dem für Finan-
zen und dem für Bauen zuständi-
gen Ministerium das Nähere durch 
Rechtsverordnung. Zu dieser 
Rechtsverordnung kann das Minis-
terium im Einvernehmen mit dem 
für Finanzen und dem für Bauen zu-
ständigen Ministerium Verwal-
tungsvorschriften erlassen.“ 

 
4. § 3 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 5 wird aufgehoben. 
 
b) Absatz 6 wird Absatz 5 und die 

Wörter „, insbesondere im Kunst-
hochschulbereich,“ werden gestri-
chen. 

 
c) Die Absätze 7 und 8 werden die Ab-

sätze 6 und 7. 
 

 4. unverändert 

5. Dem § 4 Absatz 3 werden die folgenden 
Sätze angefügt: 

 
 „Die Kunsthochschulen können das Nä-

here zu den Sätzen 1 und 2 durch Ord-
nung regeln. Die disziplinar-, arbeits- 
und prüfungsrechtlichen Bestimmungen 
bleiben unberührt. Die Kunsthochschu-
len können ihre Feststellungen im Ein-
zelfall veröffentlichen, wenn das Fehl-
verhalten veröffentlichte Schriften oder 
Forschungsergebnisse betrifft.“ 

 

 5. unverändert  

6. § 7 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 2 wird Satz 2 durch die 
folgenden Sätze ersetzt: 

 
 „Die Überprüfung und Bewertung 

nach Satz 1 unterliegt insbe-

 6. unverändert  
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sondere hinsichtlich der Lehre den 
besonderen Gegebenheiten der 
Kunst. Die Evaluationsverfahren 
berücksichtigen diese besonderen 
Gegebenheiten; die Kunsthoch-
schulen regeln die Evaluationsver-
fahren in Ordnungen, die auch 
Bestimmungen über Art, Umfang 
und Behandlung der zu verarbei-
tenden personenbezogenen Daten 
der Mitglieder und Angehörigen 
enthalten, die zur Bewertung not-
wendig sind.“ 

 
b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach 

dem Wort „veranlassen“ die Wörter 
„; die besonderen Gegebenheiten 
der Kunst sind zu berücksichtigen“ 
eingefügt. 

 
7. § 9 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wör-
ter „des Datenschutzgesetzes 
Nordrhein-Westfalen“ durch die 
Wörter „der allgemeinen daten-
schutzrechtlichen Vorschriften“ er-
setzt. 

 
b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 
aa) In Satz 1 wird das Wort „Staat-

liche“ durch das Wort „staatli-
che“ ersetzt. 

 
bb) In Satz 2 werden die Wörter 

„bearbeitet oder aufbereitet“ 
durch das Wort „verarbeitet“ 
und das Wort „Bearbeitung“ 
durch das Wort „Verarbeitung“ 
ersetzt und nach dem Wort „Mi-
nisterium“ die Wörter „auf des-
sen Anforderung“ eingefügt. 

 
cc) Folgender Satz wird angefügt: 
 
 „Das Ministerium kann veran-

lassen, dass Daten mit Kunst-
hochschulbezug im Sinne des 
Satzes 1, insbesondere die von 
den staatlichen Prüfungsäm-
tern erhobenen Daten, zur 
Qualitätsentwicklung und -

 7. § 9 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Wör-
ter „des Datenschutzgesetzes 
Nordrhein-Westfalen“ durch die 
Wörter „der allgemeinen daten-
schutzrechtlichen Vorschriften“ er-
setzt. 

 
b) unverändert  
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sicherung sowie zur Überprü-
fung des Studienerfolgs unmit-
telbar auch oder nur den Kunst-
hochschulen zur Verfügung ge-
stellt werden und dort zu die-
sen Zwecken verarbeitet wer-
den dürfen; das Nähere kann 
das Ministerium im Einverneh-
men mit dem für die jeweilige 
Ausbildung zuständigen Fach-
ministerium durch Rechtsver-
ordnung regeln.“ 

 
c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

 
 „(3) Unter der Verantwortung des 

Rektorats können die Kunsthoch-
schulen die Öffentlichkeit über die 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben und 
ihre Veranstaltungen, auch durch 
die Dokumentation durch und die 
Veröffentlichung von Bild- und Ton-
aufnahmen, informieren und insbe-
sondere über ihr Informations- und 
Bildungsangebot unterrichten (Bil-
dungsmarketing). Sie können die 
Presseberichterstattung in geeigne-
ter Weise unterstützen.“ 

 
d) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

 
aa) In Satz 1 wird das Wort „nut-

zen“ durch das Wort „verwen-
den“ ersetzt. 

bb) In Satz 3 werden die Wörter 
„regelt die Evaluationsord-
nung“ durch die Wörter „wird 
durch Ordnung geregelt“ er-
setzt. 

 
e) In Absatz 5 werden die Wörter „Im 

Übrigen gelten die“ durch die Wör-
ter „Soweit dieses Gesetz keine be-
sonderen Regelungen enthält, er-
folgt die Verarbeitung personen-be-
zogener Daten nach Maßgabe der“ 
ersetzt. 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
c) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
d) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
e) unverändert  
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8. § 10 wird wie folgt geändert: 
 
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

 
aa) In Satz 1 werden die Wörter 

„Lehrbeauftragten an den Mu-
sikhochschulen“ durch die 
Wörter „nebenberuflichen Pro-
fessorinnen und Professoren“ 
ersetzt. 

 
bb) Nach Satz 1 werden die folgen-

den Sätze eingefügt: 
 

 „Hauptberuflich ist die Tätig-
keit, wenn die Arbeitszeit oder 
der Umfang der Dienstaufga-
ben mindestens die Hälfte der 
regelmäßigen Arbeitszeit um-
fasst oder der Hälfte des durch-
schnittlichen Umfangs der 
Dienstaufgaben des entspre-
chenden vollbeschäftigten Per-
sonals entspricht. Nicht nur vo-
rübergehend ist eine Tätigkeit, 
die auf mehr als sechs Monate 
innerhalb eines Jahres ange-
legt ist. Eine Verringerung die-
ser Arbeitszeit oder des Um-
fangs der Dienstaufgaben auf 
der Grundlage des Bundesel-
terngeld- und Elternzeitgeset-
zes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27. Januar 
2015 (BGBl. I S. 33), das zu-
letzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 20. Mai 2020 (BGBl. I 
S. 1061) geändert worden ist, 
und eine auf dessen Grundlage 
erfolgte Freistellung von der 
Beschäftigung sowie eine Ver-
ringerung oder Freistellung auf 
der Grundlage der entspre-
chenden beamtenrechtlichen 
Bestimmungen bleiben außer 
Betracht.“ 

 
b) Absatz 2 Satz 2 wird durch die fol-

genden Sätze ersetzt: 
 

 „Die Kunsthochschule kann zudem 
einer Person, die die Einstellungs-
voraussetzungen nach § 37 erfüllt, 

 8. unverändert  
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die mitgliedschaftliche Rechtsstel-
lung einer akademischen Mitarbei-
terin oder eines akademischen Mit-
arbeiters einräumen, wenn sie Auf-
gaben der Kunsthochschule in 
Kunstausübung, künstlerischen 
Entwicklungsvorhaben oder For-
schung sowie in der Lehre wahr-
nimmt. Ist die Person, der die mit-
gliedschaftliche Rechtsstellung 
nach Satz 1 oder 2 eingeräumt wor-
den ist, außerhalb der Kunsthoch-
schule tätig, wird hierdurch kein 
Dienstverhältnis begründet.“ 

 
c) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

 
aa) In Satz 1 werden die Wörter 

„die nebenberuflichen Profes-
sorinnen und Professoren,“ ge-
strichen, die Wörter „die Hono-
rarprofessorinnen und Hono-
rarprofessoren“ durch die Wör-
ter „die außerplanmäßigen 
Professorinnen und Professo-
ren, die Honorarprofessorinnen 
und Honorarprofessoren, die 
Privatdozentinnen und Privat-
dozenten, die Lehrbeauftrag-
ten“ ersetzt und nach dem Wort 
„nebenberuflich“ die Wörter 
„mit Ausnahme der nebenbe-
ruflichen Professorinnen und 
Professoren“ eingefügt. 

 
bb) Folgender Satz wird angefügt: 
 
 „Die Grundordnung kann zu-

dem bestimmen, dass außer-
planmäßige Professorinnen 
und Professoren, Honorarpro-
fessorinnen und Honorarpro-
fessoren oder die Privatdozen-
tinnen und Privatdozenten Mit-
glieder der Hochschule sind; 
soweit diese nicht aus anderen 
Gründen Mitglieder der Hoch-
schule sind, nehmen sie an 
Wahlen und Abstimmungen 
nicht teil.“ 
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9. In § 11 Absatz 1 Satz 4 werden nach 
dem Wort „weiterzuführen“ die Wörter „, 
es sei denn, das Gremium, welches sie 
oder ihn gewählt hat, entscheidet, von 
der Weiterführung abzusehen“ einge-
fügt. 

 
10. § 12 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 wer-
den nach dem Wort „Lehrbeauftrag-
ten“ die Wörter „, denen nach Maß-
gabe des § 10 Absatz 2 Satz 2 die 
mitgliedschaftliche Rechtsstellung 
einer akademischen Mitarbeiterin 
oder eines akademischen Mitarbei-
ters verliehen worden ist“ eingefügt. 

 
b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 wird die Angabe 
„§ 12a Absatz 1“ durch die An-
gabe „Satzes 2“ ersetzt. 

 
bb) Nach Satz 1 wird folgender 

Satz eingefügt: 
 
 „Art und Umfang der Mitwir-

kung der einzelnen Mitglieder-
gruppen und innerhalb dieser 
Mitgliedergruppen der Kunst-
hochschule sowie die zahlen-
mäßige Zusammensetzung der 
Gremien bestimmen sich nach 
deren Aufgabe sowie nach der 
fachlichen Gliederung der 
Hochschule und der Qualifika-
tion, Funktion, Verantwortung 
und Betroffenheit der Mitglie-
der der Kunsthochschule; die 
Grundordnung kann die Bil-
dung von Untergruppen vorse-
hen.“ 

 
cc) In dem neuen Satz 3 werden 

nach den Wörtern „Mehrheit 
der Stimmen“ die Wörter „der 
Mitglieder des Gremiums“ ein-
gefügt. 

 
 
 
 

 9. unverändert  
 
 
 
 
 
 
10. unverändert  
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11. § 12a wird aufgehoben. 
 
12. § 12b wird § 12a. 

 

 11. unverändert 
 
12. unverändert  

13. § 13 wird wie folgt geändert: 
 

a) Nach Absatz 4 wird folgender Ab-
satz 5 eingefügt: 

 
 „(5) Die Verletzung von Verfahrens- 

oder Formvorschriften dieses Ge-
setzes oder des Ordnungs- oder 
des sonstigen autonomen Rechts 
der Hochschule kann gegen eine 
Ordnung der Hochschule nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Bekannt-
machung nicht mehr geltend ge-
macht werden, es sei denn, 

 
 1. die Ordnung ist nicht ordnungs-

gemäß bekannt gemacht worden, 
 
 2. das Rektorat hat den Beschluss 

des die Ordnung beschließenden 
Gremiums vorher beanstandet, 

 
 3. der Form- oder Verfahrensman-

gel ist gegenüber der Hochschule 
vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tat-
sache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt, oder 

 
 4. bei der öffentlichen Bekanntma-

chung der Ordnung ist auf die 
Rechtsfolge des Rügeausschlus-
ses nicht hingewiesen worden. 

 
 Die aufsichtsrechtlichen Befugnisse 

nach den §§ 68 und 69 bleiben un-
berührt.“ 

 
b) Der bisherige Absatz 5 wird Ab-

satz 6. 
 

 13. unverändert  

14. § 14 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 werden nach dem 
Wort „gewählt“ die Wörter  
„; Satz 3 und 4 bleiben unbe-
rührt“ eingefügt. 

 14. § 14 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 werden nach dem 
Wort „gewählt“ die Wörter  
„; Satz 3 und 4 bleiben unbe-
rührt“ eingefügt. 
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bb) Die folgenden Sätze werden 
angefügt: 

 
 „Die Wahlordnung kann Brief-

wahl zulassen oder Regelun-
gen treffen, dass schriftliche 
Erklärungen in Wahlangele-
genheiten durch einfache 
elektronische Übermittlung, 
durch mobile Medien oder in 
elektronischer Form abgege-
ben werden können. Zur Siche-
rung der Grundsätze nach Satz 
1 regelt das Ministerium durch 
Rechtsverordnung das Nähere 
zur Stimmabgabe in elektroni-
scher Form. Sieht die Rechts-
verordnung nach Satz 4 die 
Möglichkeit der Stimmabgabe 
in elektronischer Form oder die 
Wahlordnung nach Satz 2 die 
Möglichkeit der Briefwahl vor, 
hat die wählende Person oder 
deren Hilfsperson bei der 
Stimmabgabe in elektronischer 
Form oder bei der Briefwahl auf 
dem Wahlschein an Eides statt 
zu versichern, dass sie die 
Stimme persönlich oder als 
Hilfsperson gemäß dem erklär-
ten Willen der wählenden Per-
son gekennzeichnet habe. Die 
Wahlleitung ist zur Abnahme 
einer solchen Versicherung an 
Eides Statt zuständig; sie ist 
Behörde im Sinne des § 156 
des Strafgesetzbuches.“ 

 

bb) Die folgenden Sätze werden 
angefügt: 

 
 „Die Wahlordnung kann Brief-

wahl zulassen oder Regelun-
gen treffen, dass schriftliche 
Erklärungen in Wahlangele-
genheiten durch einfache 
elektronische Übermittlung, 
durch mobile Medien oder in 
elektronischer Form abgege-
ben werden können. Zur Siche-
rung der Grundsätze nach Satz 
1 regelt das Ministerium durch 
Rechtsverordnung das Nähere 
zur Stimmabgabe in elektroni-
scher Form.  

 
Sieht die Rechtsverordnung 
nach Satz 4 die Möglichkeit der 
Stimmabgabe in elektronischer 
Form oder die Wahlordnung 
nach Satz 2 die Möglichkeit der 
Briefwahl vor, hat die wählende 
Person oder deren Hilfsperson 
bei der Stimmabgabe in elekt-
ronischer Form oder bei der 
Briefwahl auf dem Wahlschein 
zu versichern, dass sie die 
Stimme persönlich oder als 
Hilfsperson gemäß dem erklär-
ten Willen der wählenden Per-
son gekennzeichnet habe. Wer 
die Versicherung nach Satz 5 
falsch abgibt, handelt ord-
nungswidrig. Zuständige Ver-
waltungsbehörde für die Verfol-
gung und Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten nach Satz 6 
ist die Kanzlerin oder der Kanz-
ler.“ 

 
b) In Absatz 4 werden das Wort „der“ 

durch das Wort „seiner“ und die 
Wörter „des Gremiums, soweit 
diese vollzogen sind“ durch die 
Wörter „und Amtshandlungen; dies 
gilt bei einer fehlerhaften Beset-
zung von Gremien entsprechend“ 
ersetzt. 

 
 
 

 b) unverändert 
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c) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 
 

 „(5) Gremien sind auch dann ge-
setzmäßig zusammengesetzt, 
wenn bei einer ordnungsgemäßen 
Wahl weniger Gremienmitglieder 
gewählt werden, als der jeweiligen 
Mitgliedergruppe Sitze zustehen. 
Gleiches gilt, wenn wahlberechtigte 
Mitglieder einer Mitgliedergruppe 
nicht vorhanden sind. Verfügt die 
Gruppe der Hochschullehrerinnen 
und Hochschullehrer im Fachbe-
reichsrat nach der Wahl nicht über 
die Mehrheit der Stimmen der Mit-
glieder des Gremiums, bestellt das 
Rektorat die erforderliche Zahl von 
Vertreterinnen und Vertretern, es 
sei denn, die Grundordnung sieht 
eine Nachwahl vor; dies gilt auch, 
wenn bei Ausscheiden einer Vertre-
terin oder eines Vertreters der 
Gruppe der Hochschullehrerinnen 
und Hochschullehrer wegen des 
Fehlens eines gewählten Ersatzmit-
glieds diese Gruppe nicht mehr 
über die Mehrheit der Stimmen der 
Mitglieder des Fachbereichsrats 
verfügen würde.“ 

 

c) unverändert  

15. § 16 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Satz 1 werden die Wörter „in der 
Grundordnung festgelegten“ durch 
die Wörter „nach Maßgabe der 
Grundordnung bestimmten“ ersetzt. 

 
b) In Satz 2 werden nach dem Wort 

„Stimmen“ die Wörter „der Mitglie-
der“ eingefügt. 

 
16. § 18 wird wie folgt geändert: 

 
a) In Absatz 1 Satz 2 werden nach 

dem Wort „Prorektor“ die Wörter  
„oder mehrere Prorektorinnen oder 
Prorektoren“ eingefügt. 

 
b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach 

dem Wort „Stimmen“ die Wörter 
„der Mitglieder“ eingefügt. 

 
 

 15. unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
16. § 18 wird wie folgt geändert: 
 

a) unverändert  
 
 
 
 
b) unverändert  
 
 
 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/13090 

 
 

15 

c) Absatz 5 Satz 5 wird gestrichen. 
 
 
 
 
 

c) Absatz 5 wird wie folgt geändert:  
 

aa) In Satz 3 wird die Angabe „17“ 
durch die Angabe „16“ ersetzt 
und nach dem Wort „Landes-
beamtengesetz“ werden die 
Wörter „vom 14. Juni 2016 
(GV. NRW. S. 310, ber. S. 
642), das zuletzt durch Artikel 7 
des Gesetzes vom 17. Mai 
2018 (GV. NRW. S. 244) geän-
dert worden ist,“ eingefügt. 

 
bb) Satz 5 wird aufgehoben. 

 
17. § 19 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 werden nach dem 
Wort „wird“ die Wörter „vom 
Senat mit der Mehrheit der 
Stimmen der Mitglieder des 
Gremiums gewählt und“ einge-
fügt. 

 
bb) Satz 7 wird gestrichen. 

 
b) Dem Absatz 3 werden die folgen-

den Sätze angefügt: 
 
 „Steht die Gewählte oder der Ge-

wählte in einem Beamtenverhältnis 
auf Lebenszeit zu einer der Hoch-
schulen nach § 1 Absatz 2 Hoch-
schulgesetz oder zum Land, ruhen 
die Rechte und Pflichten aus dem 
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit 
für die Dauer des Zeitbeamtenver-
hältnisses; die Berechtigung zur 
Kunst, Forschung und Lehre bleibt 
unberührt. Steht sie oder er in ei-
nem unbefristeten privatrechtlichen 
Dienstverhältnis zu einer der Hoch-
schulen nach § 1 Absatz 2 des 
Hochschulgesetzes oder zum 
Land, dauert auch dieses Beschäf-
tigungsverhältnis während der 
Dauer des Zeitbeamtenverhältnis-
ses fort; § 16 Absatz 4 des Landes-
beamtengesetzes ist nicht anwend-
bar. Die Rechte und Pflichten aus 
dem privatrechtlichen Dienst-

 17. § 19 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 werden nach dem 
Wort „wird“ die Wörter „vom 
Senat mit der Mehrheit der 
Stimmen der Mitglieder des 
Gremiums gewählt und“ einge-
fügt. 

 
bb) Satz 7 wird aufgehoben. 

 
b) unverändert  
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verhältnis ruhen; Satz 2 Halbsatz 2 
findet entsprechende Anwendung.“ 

 
18. § 20 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Nach Satz 1 werden die folgen-
den Sätze eingefügt: 

 
 „Wenn die Dekanin oder der 

Dekan mit der doppelten Mehr-
heit nach § 25 Absatz 2 Satz 3 
Halbsatz 1 gewählt worden ist, 
besetzt sie oder er vorbehalt-
lich einer anderen Regelung in 
der Grundordnung als Vertrete-
rin oder Vertreter der Gruppe 
der Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer jeweils einen 
Sitz der für diese Gruppe vor-
gesehenen Sitze im Senat; das 
Nähere regelt, insbesondere 
hinsichtlich der Abstimmung 
der Amtszeiten der Dekanin-
nen und Dekane mit den Amts-
zeiten der sonstigen Mitglieder 
des Senats, die Grundordnung, 
die zudem eine Auswahl vorse-
hen kann, welche Dekanin oder 
welcher Dekan welchen Fach-
bereichs einen Sitz im Sinne 
des Halbsatzes 1 besetzt. Im 
Falle eines Dekanats gilt Satz 2 
nur für die Dekanin oder den 
Dekan.“ 

 
bb) In dem neuen Satz 4 werden 

nach dem Wort „bestehen“ die 
Wörter „und vorbehaltlich Satz 
2“ eingefügt. 

 
cc) In dem neuen Satz 5 werden 

die Wörter „sowie der Fachbe-
reichsleitungen“ durch die Wör-
ter „, vorbehaltlich Satz 2 ein 
Stimmrecht der Fachbereichs-
leitungen sowie ein Stimmrecht 
des Vorsitzes des Allgemeinen 
Studierendenausschusses“ er-
setzt. 

 

 18. unverändert  
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dd) Die neuen Sätze 6 und 7 wer-
den aufgehoben. 

 
b) In Absatz 4 wird Satz 1 durch die 

folgenden Sätze ersetzt: 
 
 „Falls auf der Grundlage einer Re-

gelung in der Grundordnung die 
Vertreterinnen und Vertreter der 
Gruppe der Hochschullehrerinnen 
und Hochschullehrer im Senat nicht 
über die Mehrheit der Stimmen ver-
fügen, verfügen diese Vertreterin-
nen und Vertreter gleichwohl über 
die Mehrheit der Stimmen der Mit-
glieder des Senats  

 
 1. bei dem Erlass von Ordnungen, 

die inhaltliche Rahmenbedingun-
gen der Kunst und der Forschung 
regeln,  

 
 2. bei der Beschlussfassung in den 

Angelegenheiten, bei denen der 
Senat die Aufgaben und Befug-
nisse des Fachbereichsrats wahr-
nimmt und 

 
 3. bei den Wahlen nach § 16 Absatz 

1 Satz 2, nach § 18 Absatz 3 Satz 1 
und nach § 19 Absatz 2 Satz 1. 

 
 Sie verfügen mindestens über die 

Hälfte der Stimmen beim Erlass von 
Rahmenprüfungsordnungen oder, 
soweit der Senat die Aufgaben und 
Befugnisse des Fachbereichsrats 
wahrnimmt, von Prüfungsordnun-
gen.“ 

 
19. In § 24 Absatz 5 Satz 1 wird das Wort 

„kann“ durch das Wort „bestellt“ ersetzt, 
werden nach dem Wort „begrenzt“ die 
Wörter „in der Regel“ eingefügt und wird 
das Wort „bestellen“ gestrichen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
19. unverändert  

20. § 25 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Nach Satz 2 wird folgender 
Satz eingefügt: 

 

 20. unverändert  
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 „Die Dekanin oder der Dekan 
bedarf zu ihrer oder seiner 
Wahl vorbehaltlich einer ande-
ren Regelung in der Grundord-
nung der Mehrheit der Stim-
men des Fachbereichsrates 
und zugleich der Mehrheit der 
Vertreterinnen und Vertreter 
der Gruppe der Hochschulleh-
rerinnen und Hochschullehrer 
im Fachbereichsrat (doppelte 
Mehrheit).“ 

 
bb) In dem neuen Satz 12 wird das 

Wort „können“ durch das Wort 
„kann“ ersetzt. 

 
b) Dem Absatz 3 werden die folgen-

den Sätze angefügt: 
 
 „Dekaninnen oder Dekane, die 

nach Maßgabe des Absatzes 2 
Satz 3 mit doppelter Mehrheit ge-
wählt worden sind, besetzen vorbe-
haltlich einer anderen Regelung in 
der Grundordnung im Fachbe-
reichsrat als Vertreterin oder Ver-
treter der Gruppe der Hochschul-
lehrerinnen und Hochschullehrer je-
weils einen Sitz der für diese 
Gruppe vorgesehenen Sitze; das 
Nähere regelt, insbesondere hin-
sichtlich der Abstimmung der Amts-
zeiten der Dekaninnen und Dekane 
mit den Amtszeiten der sonstigen 
Mitglieder des Fachbereichsrates, 
die Grundordnung. Im Falle eines 
Dekanats gilt Satz 2 vorbehaltlich 
einer anderen Regelung in der 
Grundordnung nur für die Dekanin 
oder den Dekan.“ 

 
21. In § 26 Absatz 4 Satz 3 und 4 wird je-

weils das Wort „Finanzministerium“ 
durch die Wörter „für Finanzen zustän-
digen Ministerium“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
21. unverändert  
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22. § 28 wird wie folgt geändert: 
 

a) Nach Absatz 3 wird folgender Ab-
satz 4 eingefügt: 

 
 „(4) Juniorprofessorinnen und Juni-

orprofessoren haben neben und im 
Rahmen ihrer Aufgaben nach Ab-
satz 1 bis 3 die Aufgabe, sich durch 
die selbstständige Wahrnehmung 
der ihrer Kunsthochschule oblie-
genden Aufgaben in Kunst, For-
schung, Lehre und Weiterbildung 
für die Berufung auf eine Professur 
an einer Kunsthochschule oder ei-
ner Universität zu qualifizieren. 
Dies ist bei der Ausgestaltung ihres 
Dienstverhältnisses und der Funkti-
onsbeschreibung ihrer Stelle zu ge-
währleisten.“ 

 
b) Der bisherige Absatz 4 wird Ab-

satz 5. 
 

23. § 29 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Nummer 3 werden die Wör-
ter „erbracht wird“ gestrichen 
und die Wörter „; diese Frist“ 
durch die Wörter „, oder im 
Rahmen einer Juniorprofessur 
erbracht wird; die Frist nach 
Halbsatz 1“ ersetzt. 

 
bb) Folgender Satz wird angefügt: 
 
 „Einstellungsvoraussetzungen 

für Juniorprofessorinnen und 
Juniorprofessoren, deren Auf-
gaben auf künstlerischem Ge-
biet liegen, sind neben den all-
gemeinen dienstrechtlichen 
Voraussetzungen und den Vo-
raussetzungen nach Satz 1 
Nummer 1 und 2 die besondere 
künstlerische Befähigung, de-
ren Nachweis in der Regel 
durch künstlerische Arbeiten 
und Werke während einer drei-
jährigen künstlerischen Tätig-
keit erbracht wird, von der 

 22. unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
23. unverändert  
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mindestens zwei Jahre außer-
halb des Hochschulbereichs 
ausgeübt worden sein müssen; 
Satz 1 Nummer 3 Halbsatz 2 
gilt entsprechend.“ 

 
b) In Absatz 3 werden nach der An-

gabe „Absatz 1“ jeweils die Angabe 
„Satz 1“ und nach der Angabe „und 
3“ die Wörter „und Satz 2 hinsicht-
lich des Nachweises des Vorlie-
gens der besonderen künstleri-
schen Befähigung“ eingefügt. 

 
24. In § 30 Absatz 2 Satz 1 werden nach 

den Wörtern „eigenen Kunsthoch-
schule“ die Wörter „in der Regel“ und 
nach dem Wort „waren“ die Wörter „; für 
Juniorprofessorinnen und Juniorprofes-
soren, deren Aufgaben auf künstleri-
schem Gebiet liegen, tritt dabei an die 
Stelle der Promotion die besondere 
künstlerische Befähigung“ eingefügt. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
24. unverändert  

25. § 31 Absatz 1 wird wie folgt geändert:  
 

a) Die Sätze 3 bis 5 werden durch fol-
genden Satz ersetzt: 

 
 „Von der Ausschreibung einer Pro-

fessur kann in den folgenden Fällen 
ausnahmsweise abgesehen wer-
den: 

 
 1. wenn eine Professorin oder ein 

Professor in einem Beamtenver-
hältnis auf Zeit oder einem befriste-
ten Beschäftigungsverhältnis auf 
dieselbe Professur in einem Beam-
tenverhältnis auf Lebenszeit oder 
einem unbefristeten Beschäfti-
gungsverhältnis berufen werden 
soll,  

 
 2. in begründeten Fällen, wenn eine 

Juniorprofessorin oder ein Junior-
professor auf eine Professur in ei-
nem Beamtenverhältnis auf Le-
benszeit oder einem unbefristeten 
Beschäftigungsverhältnis berufen 
werden soll, 

 
 

 25. unverändert  
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 3. wenn eine nebenberufliche Pro-
fessorin oder ein nebenberuflicher 
Professor in ein hauptberufliches 
Dienstverhältnis berufen werden 
soll, 

 
 4. wenn durch das Angebot der Pro-

fessur die Abwanderung einer Pro-
fessorin oder eines Professors ver-
hindert werden kann; dies setzt vo-
raus, dass ein mindestens gleich-
wertiger Ruf einer anderen Hoch-
schule vorliegt, 

 
 5. wenn eine Nachwuchswissen-

schaftlerin oder ein Nachwuchswis-
senschaftler oder eine Künstlerin o-
der ein Künstler, bei denen die Ein-
stellungsvoraussetzungen einer Ju-
niorprofessorin oder eines Junior-
professors nach § 29 vorliegen und 
die oder der in besonderer Weise 
fachlich sowohl qualifiziert als auch 
mit der berufungswilligen Kunst-
hochschule verbunden ist, auf eine 
Professur in einem Beamtenver-
hältnis auf Lebenszeit oder einem 
unbefristeten Beschäftigungsver-
hältnis berufen werden soll; dabei 
muss die Nachwuchswissenschaft-
lerin oder der Nachwuchswissen-
schaftler ihre oder seine Funktion 
nach externer Begutachtung, wel-
che dem Berufungsverfahren auf 
eine Juniorprofessor gleichwertig 
ist, erhalten haben, oder 

 
 6. wenn die Professur, auf die beru-

fen werden soll, aus einem hoch-
schulübergreifenden Förderpro-
gramm finanziert wird, dessen 
Vergabebestimmungen eine Aus-
schreibung und ein Auswahlverfah-
ren mit externer Begutachtung vor-
sehen, welches einem Berufungs-
verfahren auf eine Professur gleich-
wertig ist.“ 

 
b) In dem neuen Satz 4 wird die An-

gabe „und 4“ gestrichen. 
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26. § 32 wird wie folgt geändert: 
 

a) In der Überschrift wird das Wort 
„Hochschulehrerinnen“ durch das 
Wort „Hochschullehrerinnen“ er-
setzt. 

 
b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

 
aa) Nach Satz 3 wird folgender 

Satz eingefügt: 
 
 „Satz 3 gilt auch für eine Juni-

orprofessorin oder einen Juni-
orprofessor, der oder dem ein 
Tenure Track im Sinne des 
§ 38a Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 
1 des Hochschulgesetzes er-
teilt wurde, wenn sie oder er 
sich als Hochschullehrerin oder 
als Hochschullehrer nicht be-
währt hat.“. 

 
bb) In dem neuen Satz 5 werden 

die Angabe „bis 3“ durch die 
Angabe „bis 4“, die Angabe 
„122“ durch die Angabe „121“, 
die Angabe „125“ durch die An-
gabe „124“ und die Angabe 
„126“ durch die Angabe „125“ 
ersetzt. 

 

 26. § 32 wird wie folgt geändert: 
 

a) unverändert  
 
 
 
 
b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

 
aa) Nach Satz 3 wird folgender 

Satz eingefügt: 
 
 „Satz 3 gilt auch für eine Juni-

orprofessorin oder einen Juni-
orprofessor, der oder dem ein 
Tenure Track im Sinne des 
§ 38a Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 
1 des Hochschulgesetzes er-
teilt wurde, wenn sie oder er 
sich als Hochschullehrerin oder 
als Hochschullehrer nicht be-
währt hat.“ 

 
bb) unverändert  
 
 
 
 

c) In Absatz 5 wird Satz 4 aufgehoben. 
 

 c) unverändert  

27. § 34 wird wie folgt geändert: 
 

a) In der Überschrift werden vor dem 
Wort „Honorarprofessur“ die Wörter 
„Außerplanmäßige Professur,“ ein-
gefügt. 

 
b) Dem Absatz 1 wird folgender Ab-

satz 1 vorangestellt: 
 
 „(1) Die Bezeichnung „außerplan-

mäßige Professorin“ oder „außer-
planmäßiger Professor“ kann Per-
sonen verliehen werden, die die 
Einstellungsvoraussetzungen einer 
Professorin oder eines Professors 
nach § 29 erfüllen und hervorra-
gende Leistungen sowohl in der 

 27. unverändert  
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Kunst oder Forschung als auch in 
der Lehre erbringen.“ 

 
c) Der bisherige Absatz 1 wird Ab-

satz 2. 
 

d) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 
3 und in Satz 4 werden vor dem 
Wort „Honorarprofessorinnen“ die 
Wörter „Außerordentliche Professo-
rinnen und Professoren sowie“ ein-
gefügt. 

 
e) Die bisherigen Absätze 3 und 4 

werden die Absätze 4 und 5. 
 
28. Nach § 35 Absatz 1 Satz 3 wird folgen-

der Satz eingefügt: 
 
 „Lehrkräfte für besondere Aufgaben 

sind berechtigt, die akademische Be-
zeichnung „Dozentin an einer Kunst-
hochschule“ oder „Dozent an einer 
Kunsthochschule“ zu führen.“ 

 
29. In § 36 Satz 1 wird nach dem Wort 

„Lehrbedarf“ das Wort „befristet“ einge-
fügt. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
28. unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
29. unverändert  

30. § 37 wird wie folgt geändert: 
 

a) Dem Absatz 4 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
 „Soweit es der Eigenart des Faches 

und den Anforderungen der Stelle 
entspricht, kann abweichend von 
dem Erfordernis eines abgeschlos-
senen Hochschulstudiums nach 
Satz 1, soweit eine besondere Be-
fähigung zu künstlerischer Arbeit 
vorliegt, auch eingestellt werden, 
wer hervorragende fachbezogene 
Leistungen in der Praxis nach-
weist.“ 

 
b) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

 
aa) In Satz 1 wird die Angabe „66 

b“ durch die Angabe „45 der“ 
ersetzt. 

 

 30. unverändert  
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bb) Nach Satz 1 wird folgender 
Satz eingefügt: 

 
 „Soweit es der Eigenart des Fa-

ches und den Anforderungen 
der Stelle entspricht, kann ab-
weichend von dem Erfordernis 
eines abgeschlossenen Hoch-
schulstudiums nach Satz 1, so-
weit eine besondere Befähi-
gung zu künstlerischer Arbeit 
vorliegt, auch eingestellt wer-
den, wer hervorragende fach-
bezogene Leistungen in der 
Praxis nachweist.“ 

 
31. § 41 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 4 werden die Wörter 
„und das Fehlen der Zugangs-
voraussetzungen von der Stu-
dierenden oder dem Studieren-
den nicht zu vertreten ist“ ge-
strichen. 

 
bb) In Satz 5 werden nach dem 

Wort „erlischt“ die Wörter „mit 
Wirkung für die Zukunft“ einge-
fügt. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
31. unverändert  

b) In Absatz 10 Satz 1 werden die 
Wörter „, die ihre Zugangsvoraus-
setzungen nicht an einer deutsch-
sprachigen Einrichtung erworben 
haben,“ gestrichen. 

 
c) In Absatz 11 Satz 1 werden nach 

der Angabe „2“ die Wörter „, für 
künstlerische Masterstudiengänge 
zudem nach Absatz 6,“ eingefügt. 

 
32. § 42 Absatz 2 Nummer 1 wird wie folgt 

gefasst: 
 
 „1. an einer Krankheit leidet, durch die 

sie oder er die Gesundheit der Hoch-
schulmitglieder, insbesondere der Stu-
dierenden, ernstlich gefährdet oder den 
ordnungsgemäßen Studienbetrieb 
ernstlich zu beeinträchtigen droht,“ 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
32. § 42 Absatz 2 Nummer 1 wird wie folgt 

gefasst: 
 
 „1. an einer Krankheit leidet, durch die 

sie oder er die Gesundheit der Hoch-
schulmitglieder, insbesondere der Stu-
dierenden, ernstlich gefährdet oder den 
ordnungsgemäßen Studienbetrieb 
ernstlich zu beeinträchtigen droht,“. 
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33. Nach § 43 wird folgender § 43a einge-
fügt: 

 

 33. unverändert  

„§ 43a  
Ordnungsverstöße; Ordnungsmaß-

nahmen 
 
(1) Eine Studierende oder ein Studie-
render begeht einen Ordnungsverstoß, 
wenn sie oder er 
 
1. durch Anwendung von Gewalt, durch 
Aufforderung zur Gewalt, durch Bedro-
hung mit Gewalt oder durch einen 
schwerwiegenden oder wiederholten 
Verstoß gegen eine rechtmäßige An-
ordnung im Rahmen des Hausrechts 
 
a) den bestimmungsgemäßen Betrieb 
einer Kunsthochschuleinrichtung, die 
Tätigkeit eines Kunsthochschulorgans, 
die Durchführung einer Kunsthoch-
schulveranstaltung oder in sonstiger 
Weise den Studienbetrieb beeinträch-
tigt, verhindert oder zu verhindern ver-
sucht oder 
 
b) ein Mitglied der Kunsthochschule in 
der Ausübung seiner Rechte und Pflich-
ten erheblich beeinträchtigt oder von 
dieser Ausübung abhält oder abzuhal-
ten versucht, insbesondere durch Be-
schädigung oder Zerstörung eines 
Kunstwerkes dieses Mitglieds, 
 
2. wegen einer vorsätzlich begangenen 
Straftat, die zu Lasten eines Mitglieds 
der Kunsthochschule geschehen ist, 
rechtskräftig verurteilt worden ist oder 
ein rechtskräftiger Strafbefehl vorliegt 
und nach Art der Straftat eine Behinde-
rung des Studiums oder der sonstigen 
Tätigkeit dieses Mitglieds droht, 
 
3. Einrichtungen der Kunsthochschule 
zu strafbaren Handlungen nutzt oder zu 
nutzen versucht, 
 
4. im Zusammenhang mit ihrem Stu-
dium 
 
a) wesentliche Eingriffe in die Substanz 
eines Gebäudes vornimmt, das die 
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Kunsthochschule nutzt, oder Handlun-
gen vornimmt, die konkret geeignet 
sind, solche wesentlichen Eingriffe zu 
bewirken, oder 
 
b) Handlungen vornimmt, die geeignet 
sind, das Leben oder die körperliche 
Unversehrtheit eines Mitglieds der 
Kunsthochschule oder dritter Personen 
erheblich zu gefährden, oder 
 
5. bezweckt oder bewirkt, dass 
 
a) ein Mitglied der Kunsthochschule aus 
Gründen der Rasse oder wegen der eth-
nischen Herkunft, des Geschlechts, der 
Religion oder Weltanschauung, einer 
Behinderung, des Alters oder der sexu-
ellen Identität in seiner Würde verletzt 
wird, 
 
b) damit zugleich ein von Einschüchte-
rungen, Anfeindungen, Erniedrigungen, 
Entwürdigungen oder Beleidigungen 
gekennzeichnetes Umfeld geschaffen 
wird und 
 
c) nach Art dieser Würdeverletzung und 
dieses geschaffenen Umfelds eine Be-
hinderung des Studiums oder der sons-
tigen Tätigkeit dieses Mitglieds droht. 
 
(2) Gegen Studierende, die einen Ord-
nungsverstoß nach Absatz 1 begangen 
haben, können Ordnungsmaßnahmen 
verhängt werden. Ordnungsmaßnah-
men sind: 
 
1. der Ausspruch einer Rüge, 
 
2. die Androhung der Exmatrikulation, 
 
3. der Ausschluss von der Benutzung 
von Einrichtungen der Hochschule, 
 
4. der Ausschluss von der Teilnahme an 
einzelnen Lehrveranstaltungen bis zu 
einem Semester, 
 
5. die Exmatrikulation. 
 
Die Ordnungsmaßnahme nach Satz 2 
Nummer 2 kann nur in Verbindung mit 
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Ordnungsmaßnahmen nach Satz 2 
Nummer 1, 3 oder 4 ausgesprochen 
werden; die Ordnungsmaßnahmen 
nach Satz 2 Nummer 1, 3 und 4 können 
nebeneinander verhängt werden. Die 
Ordnungsmaßnahme nach Satz 2 Num-
mer 5 kann für einen Ordnungsverstoß 
nach Absatz 1 Nummer 5 nicht verhängt 
werden, es sei denn, es liegt zugleich 
ein Ordnungsverstoß nach Absatz 1 
Nummer 1, 2 oder 3 vor. Die Sätze 1 bis 
4 gelten auch, wenn sich die oder der 
Studierende zur Rechtfertigung der Be-
gehung des Ordnungsverstoßes auf die 
Kunstfreiheit beruft. 
 
(3) Das Nähere zum Verfahren zur Ver-
hängung einer Ordnungsmaßnahme re-
gelt der Senat durch Ordnung; diese be-
darf der Genehmigung des Rektorats. In 
dem Verfahren hinsichtlich der Ent-
scheidung über die Exmatrikulation 
nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 5 sind 
die Vorschriften über das förmliche Ver-
waltungsverfahren der §§ 63 bis 71 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 12. No-
vember 1999 (GV. NRW. S. 602) in der 
jeweils geltenden Fassung anzuwen-
den. Behörde im Sinne dieser Vorschrif-
ten ist der in der Ordnung nach Satz 1 
geregelte Ordnungsausschuss. 
 
(4) Mit der Entscheidung über die Ex-
matrikulation nach Absatz 2 Satz 2 
Nummer 5 kann eine Frist bis zur Dauer 
von zwei Jahren festgesetzt werden, in-
nerhalb derer eine erneute Einschrei-
bung an der Kunsthochschule ausge-
schlossen ist.“ 
 

34. § 46 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 Satz 3 werden nach 
dem Wort „gewählt“ die Wörter „; 
Absatz 2 Satz 3 und 4 bleibt unbe-
rührt“ eingefügt. 

 
 
 
 

 34. § 46 wird wie folgt geändert: 
 

a) unverändert  
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b) Dem Absatz 2 werden die folgen-
den Sätze angefügt:  

 
 „Die Wahlordnung kann Briefwahl 

zulassen oder Regelungen treffen, 
dass schriftliche Erklärungen in 
Wahlangelegenheiten oder bei ei-
ner Urabstimmung durch einfache 
elektronische Übermittlung, durch 
mobile Medien oder in elektroni-
scher Form abgegeben werden 
können; das Gleiche gilt für die 
Wahl zu demjenigen Organ der 
Fachschaft, welches in seiner 
Funktion dem Studierendenparla-
ment entspricht und von den Mit-
gliedern der Fachschaft unmittelbar 
gewählt wird. Zur Sicherung der 
Grundsätze nach Absatz 1 Satz 3 
regelt das Ministerium durch 
Rechtsverordnung das Nähere zur 
Stimmabgabe in elektronischer 
Form. Sieht die Rechtsverordnung 
nach Satz 4 die Möglichkeit der 
Stimmabgabe in elektronischer 
Form oder die Wahlordnung nach 
Satz 3 die Möglichkeit der Briefwahl 
vor, kann in der Rechtsverordnung 
oder der Wahlordnung auch be-
stimmt werden, dass die wählende 
Person oder deren Hilfsperson oder 
bei der Stimmabgabe in elektroni-
scher Form oder bei der Briefwahl 
auf dem Wahlschein an Eides statt 
versichern muss, dass sie die 
Stimme persönlich oder als Hilfs-
person gemäß dem erklärten Willen 
der wählenden Person gekenn-
zeichnet habe. Die Wahlleitung ist 
zur Abnahme einer solchen Versi-
cherung an Eides Statt zuständig; 
sie ist Behörde im Sinne des § 156 
des Strafgesetzbuches.“ 

 
35. In § 47 Absatz 3 Satz 1 wird das Wort 

„Studierendenaussschusses“ durch das 
Wort „Studierendenausschusses“ er-
setzt. 

 
36. In § 49 Absatz 2 Satz 2 wird das Wort 

„Finanzministerium“ durch die Wörter 
„für Finanzen zuständigen Ministerium“ 
ersetzt. 

b) Dem Absatz 2 werden die folgen-
den Sätze angefügt:  

 
„Die Wahlordnung kann Briefwahl 
zulassen oder Regelungen treffen, 
dass schriftliche Erklärungen in 
Wahlangelegenheiten oder bei ei-
ner Urabstimmung durch einfache 
elektronische Übermittlung, durch 
mobile Medien oder in elektroni-
scher Form abgegeben werden 
können; das Gleiche gilt für die 
Wahl zu demjenigen Organ der 
Fachschaft, welches in seiner 
Funktion dem Studierendenparla-
ment entspricht und von den Mit-
gliedern der Fachschaft unmittelbar 
gewählt wird.  
 
Zur Sicherung der Grundsätze nach 
Absatz 1 Satz 3 regelt das Ministe-
rium durch Rechtsverordnung das 
Nähere zur Stimmabgabe in elekt-
ronischer Form. Sieht die Rechts-
verordnung nach Satz 4 die Mög-
lichkeit der Stimmabgabe in elektro-
nischer Form oder die Wahlord-
nung nach Satz 3 die Möglichkeit 
der Briefwahl vor, kann in der 
Rechtsverordnung oder der Wahl-
ordnung auch bestimmt werden, 
dass die wählende Person oder de-
ren Hilfsperson oder bei der Stimm-
abgabe in elektronischer Form oder 
bei der Briefwahl auf dem Wahl-
schein versichern muss, dass sie 
die Stimme persönlich oder als 
Hilfsperson gemäß dem erklärten 
Willen der wählenden Person ge-
kennzeichnet habe. § 14 Absatz 1 
Sätze 6 und 7 gelten entspre-
chend.“ 

 
 

35. unverändert  
 
 
 
 
36. unverändert  
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37. § 50 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 2a wird wie folgt geändert:  
 

aa) In Satz 1 werden nach den 
Wörtern „dieser Reformmo-
delle“ das Wort „insbesondere“ 
und nach dem Wort „anbieten“ 
die Wörter „und Maßnahmen 
zur Verbesserung des Studien-
erfolgs vorsehen“ eingefügt. 

 
bb) Satz 2 wird aufgehoben.  

 
cc) In dem neuen Satz 2 werden 

die Wörter „In der“ durch das 
Wort „Die“, die Wörter „ist vor-
zusehen“ durch die Wörter 
„kann vorsehen“ ersetzt, die 
Wörter „bei denen Leistungen 
nach Satz 2 anerkannt worden 
sind“ durch die Wörter „die an 
Ergänzungskursen teilneh-
men“ und die Wörter „der Er-
gänzungskurse“ durch die 
Wörter „dieser Ergänzungs-
kurse“ ersetzt.  

 
b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:  

 
aa) In Satz 4 werden nach dem 

Wort „guter“ die Wörter „künst-
lerischer und“ eingefügt.  

 
bb) Folgender Satz wird angefügt:  
 
 „Ist als Voraussetzung für die 

Teilnahme an einer Prüfung o-
der für die Zulassung zu den 
Prüfungen die vorherige Teil-
nahme der Studierenden an ei-
ner Lehrveranstaltung gere-
gelt, sind hinsichtlich dieser 
Teilnahme die Belange  

 
 1. von Studierenden, die Kinder 

im Sinne des § 25 Absatz 5 des          
Bundesausbildungsförde-
rungsgesetzes pflegen oder er-
ziehen oder den Ehegatten, die 
eingetragene Lebenspartnerin 
oder den eingetragenen Le-
benspartner oder einen in 

 37. unverändert  
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gerader Linie Verwandten oder 
im ersten Grad Verschwäger-
ten pflegen, 

 
 2. von Studierenden mit Behin-

derung oder chronischer Er-
krankung sowie  

 
 3. von Studierenden, die er-

werbstätig sind,  
 
 angemessen zu berücksichti-

gen.“ 
 
38. § 51 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

„Für künstlerische Studiengänge gilt 
dies nur, wenn die Studierenden in ihrer 
Person 
 
1. die erforderliche Qualifikation gemäß 
§ 41 Absatz 5 nachgewiesen haben  
oder 
 
2. die Voraussetzungen erfüllen, die die 
Kunsthochschule für die anderweitige 
Berechtigung des Besuchs der Lehrver-
anstaltungen von künstlerischen Studi-
engängen durch Ordnung geregelt hat.“ 

 
39. § 52 Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 
 

„(6) Die Kunsthochschule kann 
 
1. Studierende, die nach Ablauf des Ein-
einhalbfachen der generellen Regelstu-
dienzeit des von ihnen studierten Studi-
enganges noch in diesen Studiengang 
eingeschrieben sind, zum Beginn des o-
der eines folgenden Semesters den Sta-
tus eines in der Kunsthochschule einge-
schriebenen Studierenden zuweisen; in 
diesem Falle sind sie nicht mehr in den 
Studiengang nach Halbsatz 1 einge-
schrieben, 
 
2. Studierende, die ihr Studium über ei-
nen längeren Zeitraum nicht betreiben, 
exmatrikulieren; diese Voraussetzung 
ist in der Regel erfüllt, wenn die dop-
pelte generelle Regelstudienzeit über-
schritten wurde oder in vier aufeinander 

 38. unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
39. unverändert  
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folgenden Semestern keine Prüfungs-
leistung oder kein Leistungsnachweis 
erbracht wurde, oder 
 
3. die Berechtigung von Studierenden, 
am künstlerischen Hauptfachunterricht 
teilzunehmen und die künstlerische so-
wie künstlerisch-technische Schlüssel-
infrastrukturen der Kunsthochschule in 
Anspruch zu nehmen, nach Ablauf der 
generellen Regelstudienzeit beschrän-
ken. 
 
Auf die generelle Regelstudienzeit nach 
Satz 1 werden jeweils Zeiten einer Be-
urlaubung nicht eingerechnet. In der 
Kunsthochschule eingeschriebene Stu-
dierende im Sinne des Satzes 1 Buch-
stabe a sind nach Maßgabe der Ord-
nung nach Satz 5 nicht berechtigt, an 
Lehrveranstaltungen teilzunehmen und 
die Einrichtungen der Kunsthochschule 
zu benutzen; § 44 Absatz 3 bleibt unbe-
rührt. In Fällen einer besonderen per-
sönlichen Härte soll von der Zuweisung 
nach Satz 1 Nummer 1, der Exmatriku-
lation nach Satz 1 Nummer 2 sowie der 
Beschränkung nach Satz 1 Nummer 3 
abgesehen werden; bei der Entschei-
dung sind Belange im Sinne des § 50 
Absatz 3 Satz 6 Nummer 1 und 2 sowie 
durch vergleichbar schwerwiegende 
Umstände veranlasste Belange ange-
messen zu berücksichtigen. Zur Ver-
besserung der Studiensituation ihrer 
Studierenden und zur Sicherung der 
Qualität der Lehre und der Kunst regelt 
die Kunsthochschule das Nähere durch 
Ordnung, die auch Prüfungsordnung 
sein kann.“ 

 
40.  § 54 wird wie folgt geändert:  
 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Nach Satz 1 wird folgender 
Satz eingefügt: 

 
 „Die Prüfungsordnungen kön-

nen bestimmen, dass bei 
künstlerischen weiterbildenden 
Masterstudiengängen von dem 
besonderen 

 40. unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/13090 

 
 

32 

Eignungserfordernis eines ein-
schlägigen berufsqualifizieren-
den Studienabschlusses nach 
Satz 1 abgesehen werden 
kann, wenn Studienbewerbe-
rinnen oder Studienbewerber 
eine studiengangbezogene be-
sondere fachliche Eignung o-
der besondere künstlerische o-
der gestalterische Begabung 
und eine den Anforderungen 
der Hochschule entsprechende 
Allgemeinbildung nachweisen.“ 

 
bb) In dem neuen Satz 5 wird die 

Angabe „2 und 3“ durch die An-
gabe „3 und 4“ ersetzt.  

 
b) In Absatz 5 Satz 1 wird das Wort 

„kostendeckende“ gestrichen.  
 
41. In § 54a wird in Absatz 4 das Wort „Ein-

schreibeordnung“ durch das Wort „Ein-
schreibungsordnung“ ersetzt. 

 
42. § 54b wird wie folgt geändert: 
 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
 „Auf Antrag werden die Kosten für 

den Geschäftsbedarf der beauftrag-
ten Person von der Kunsthoch-
schule entsprechend § 40 des Lan-
despersonalvertretungsgesetzes 
übernommen.“ 

 
b) Folgender Absatz 4 wird angefügt:  
 
 „(4) Die Beauftragten für die Studie-

renden mit Behinderung oder chro-
nischer Erkrankung können sich zu 
einer Arbeitsgemeinschaft zusam-
menschließen und sich eine Sat-
zung geben. Die Satzung ist zu ver-
öffentlichen. Die Kosten für den Ge-
schäftsbedarf dieser Arbeits-ge-
meinschaft werden vom Ministe-
rium entsprechend § 40 des Lan-
despersonalvertretungsgesetzes 
übernommen, ebenso wie die Kos-
ten einer angemessenen Freistel-
lung.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
41. unverändert  
 
 
 
42. unverändert  



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/13090 

 
 

33 

43. Dem § 55 wird folgender Absatz 8 ange-
fügt: 

 
„(8) Die Grundordnung kann zulassen  
oder vorsehen, dass in dem Prüfungs-
ausschuss Vertreterinnen und Vertreter 
der Gruppe nach § 12 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3 nicht vertreten sein müssen 
und dass abweichend von § 13 Absatz 
1 Satz 5 dem Prüfungsausschuss auch 
Mitglieder des Fachbereichs angehören 
dürfen, die nicht Mitglieder des Fachbe-
reichsrats sind. Wenn an der Kunst-
hochschule keine Fachbereiche beste-
hen, gilt Satz 1 für die Mitglieder der 
Hochschule, die keine Mitglieder des 
Senats sind, entsprechend.“ 

 
44. § 55a wird wie folgt geändert:  
 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wör-
ter „Berufsakademien oder in“ 
durch die Wörter „Berufsakade-
mien, in“ und die Wörter „erbracht 
worden“ durch die Wörter „oder in 
einem anderen Studiengang der-
selben Hochschule erbracht wor-
den“ ersetzt sowie nach den Wör-
tern „ersetzt werden“ die Wörter „; 
eine Prüfung der Gleichwertigkeit 
findet nicht statt“ eingefügt.  

 
b) In Absatz 5 werden nach dem Wort 

„kann“ die Wörter „unbeschadet der 
verfahrens- oder prozessrechtli-
chen Fristen“ eingefügt.  

 

 43. unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
44. unverändert  

45. § 56 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aaa) In Nummer 2 werden 
die Wörter „; für Studie-
rende mit Behinderung 
oder chronischer Er-
krankung sind, auch 
hinsichtlich der Form 
und der Dauer der Prü-
fungsleistung, nach-
teilsausgleichende 

 45. § 56 wird wie folgt geändert: 
 

a) unverändert  
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Regelungen zu treffen“ 
gestrichen. 

 
bbb) Nummer 5 wird wie folgt 

gefasst:  
 

 „5. nachteilsausgleich-
ende Regelungen für 
Studierende, die auf-
grund einer Behinde-
rung oder chronischen 
Erkrankung oder auf-
grund der mutterschutz-
rechtlichen Bestimmun-
gen an der Ableistung 
einer Prüfung oder dem 
Erwerb einer Teilnah-
mevoraussetzung im 
Sinne von Nummer 2 in 
der in der Prüfungsord-
nung vorgesehenen 
Weise gehindert sind,“ 

 
ccc) In Nummer 10 werden 

nach dem Wort „Prüfun-
gen“ die Wörter „und die 
Fertigung einer Kopie 
oder einer sonstigen 
originalgetreuen Repro-
duktion aus diesen Ak-
ten“ eingefügt. 

 
bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

 
 „In der Prüfungsordnung kann 

geregelt werden, dass Hoch-
schulprüfungen in elektroni-
scher Form oder in elektroni-
scher Kommunikation abgelegt 
werden können.“ 

 
b) Nach Absatz 2 wird folgender Ab-

satz 2a eingefügt:  
 
 „(2a) Hinsichtlich des Mutterschut-

zes gelten die entsprechenden 
Bestimmungen des Mutterschutz-
gesetzes. Die Regelungen über 
den Nachteilsausgleich nach Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 5 können 
insbesondere Abweichungen im 
Hinblick auf die Ableistung der Prü-
fung, auch hinsichtlich ihrer Form, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
b) Nach Absatz 2 wird folgender Ab-

satz 2a eingefügt:  
 
 „(2a) Hinsichtlich des Mutterschut-

zes gelten die entsprechenden 
Bestimmungen des Mutterschutz-
gesetzes vom 23. Mai 2017 (BGBl. 
I S. 1228), das durch Artikel 57 Ab-
satz 8 des Gesetzes vom 12. De-
zember 2019 (BGBl. I S. 2652) ge-
ändert worden ist. Die Regelungen 
über den Nachteilsausgleich nach 
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auf die Dauer der Prüfung, auf die 
Benutzung von Hilfsmitteln oder 
Hilfspersonen sowie auf die Zahl 
und die Voraussetzungen für die 
Wiederholung von Prüfungsleistun-
gen vorsehen; der Nachteilsaus-
gleich wird auf Antrag einzelfallbe-
zogen gewährt. Er soll sich bei 
Menschen mit Behinderung oder 
chronischer Erkrankung, soweit 
nicht mit einer Änderung des Krank-
heits- oder Behinderungsbildes zu 
rechnen ist, auf alle im Verlauf des 
Studiums abzuleistenden Prüfun-
gen erstrecken. Die Sätze 2 und 3 
gelten für den Erwerb einer Teilnah-
mevoraussetzung im Sinne des Ab-
satzes 2 Satz 1 Nummer 2 entspre-
chend.“ 

 
 
 
 
 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert 
 

aa) Satz 1 wird durch die folgenden 
Sätze ersetzt: 

 
 „Die Kunsthochschulen können 

durch Prüfungsordnung oder 
durch Ordnung regeln, dass die 
Anmeldung zum Erstversuch 
einer Prüfung spätestens zu 
dem in der Ordnung geregelten 
Zeitpunkt erfolgen muss. Des-
gleichen können in der Prü-
fungsordnung oder in einer 
Ordnung Fristen für die Wie-
derholung der Prüfung festge-
setzt werden.“ 

 
bb) In dem neuen Satz 3 werden 

die Wörter „des Satzes 1“ 
durch die Wörter „der Sätze 1 
und 2“ ersetzt. 

 

Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 können 
insbesondere Abweichungen im 
Hinblick auf die Ableistung der Prü-
fung, auch hinsichtlich ihrer Form, 
auf die Dauer der Prüfung, auf die 
Benutzung von Hilfsmitteln oder 
Hilfspersonen sowie auf die Zahl 
und die Voraussetzungen für die 
Wiederholung von Prüfungsleistun-
gen vorsehen; der Nachteilsaus-
gleich wird auf Antrag einzelfallbe-
zogen gewährt. Er soll sich bei 
Menschen mit Behinderung oder 
chronischer Erkrankung, soweit 
nicht mit einer Änderung des Krank-
heits- oder Behinderungsbildes zu 
rechnen ist, auf alle im Verlauf des 
Studiums abzuleistenden Prüfun-
gen erstrecken. Die Sätze 2 und 3 
gelten für den Erwerb einer Teilnah-
mevoraussetzung im Sinne des Ab-
satzes 2 Satz 1 Nummer 2 entspre-
chend.“ 

 
c) unverändert  

46. In § 59 Absatz 4 Satz 1 werden die An-
gabe „a)“ durch die Angabe „1.“, die An-
gabe „b)“ durch die Angabe „2.“ und die 
Angabe „c)“ durch die Angabe „3.“ er-
setzt.  

 

 46. unverändert  
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47. § 63 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 Satz 4 wird das Wort 
„erheben“ durch das Wort „verar-
beiten“ ersetzt.  

 
b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz 

angefügt:  
 

 „Falls das Forschungsvorhaben der 
wirtschaftlichen Tätigkeit der Kunst-
hochschule zuzuordnen ist, ist ein 
Entgelt für anteilige Beihilfe- und 
Versorgungsleistungen für einge-
setztes verbeamtetes Personal zu 
erheben.“ 

 
c) Dem Absatz 6 wird folgender Satz 

angefügt:  
 
 „Einnahmen aus der Erhebung von 

anteiligen Beihilfe- und Versor-
gungsleistungen nach Absatz 3 
Satz 4 sind an das Land abzufüh-
ren.“ 

 
48. Dem § 68 Absatz 4 wird folgender Satz 

angefügt:  
 
 „Es kann an den Sitzungen der Hoch-

schulgremien teilnehmen und sich von 
der Kunsthochschule mündlich oder 
schriftlich unterrichten lassen, insbe-
sondere die Prüfung an Ort und Stelle 
ermöglichen sowie sich Akten und sons-
tige Unterlagen vorlegen lassen.“ 

 

47. unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
48. unverändert  

49. § 71 wird wie folgt geändert:  
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 2 werden nach dem 
Wort „Vereinbarung“ die Wör-
ter „; Absatz 6 Satz 2 und 3 gilt 
entsprechend“ eingefügt.  

 
bb) Nach Satz 3 wird folgender 

Satz eingefügt: 
 
 „Führen Hochschulen einen 

Studiengang, mehrere Studi-
engänge oder sonstige Studi-
enangebote gemeinsam durch, 

 49. unverändert  
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kann in der Vereinbarung fest-
gelegt werden, welche der be-
teiligten Hochschulen die erfor-
derliche Prüfungsordnung mit 
Wirkung für und gegen alle be-
teiligten Hochschulen erlässt.“ 

 
b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach 

dem Wort „ist“ die Wörter „; Absatz 
6 Satz 2 und 3 gilt entsprechend“ 
eingefügt. 

 
c) Nach Absatz 2 wird folgender Ab-

satz 3 eingefügt:  
 
 „(3) Die Kunsthochschulen wirken 

untereinander sowie mit den Hoch-
schulen in der Trägerschaft des 
Landes bei der Lehre, Forschung 
und Kunstausübung dienenden 
dauerhaften Erbringung und Fort-
entwicklung der medien-, informa-
tions- und kommunikationstechni-
schen Dienstleistungen im Sinne 
des § 26 Absatz 2, des Medien-, In-
formations- und Kommunikations-
managements sowie der Medien-, 
Informations- und Kommunikations-
technik zusammen, soweit dies 
sachlich geboten und unter organi-
satorischen, technischen und wirt-
schaftlichen Kriterien möglich ist. 
Die Zusammenarbeit dient der effi-
zienten und effektiven Erbringung 
der Dienstleistungen im Sinne des 
§ 26 Absatz 2 insbesondere durch 
die Nutzung und den Aufbau hoch-
schulübergreifender kooperativer 
Strukturen. Die Kunsthochschulen 
bedienen sich zur Erledigung ihrer 
Aufgaben in der Erbringung der 
Dienstleistungen im Sinne des § 26 
Absatz 2 auch der Dienstleistungen 
des Hochschulbibliothekszentrums 
des Landes Nordrhein-Westfalen. 
Sie sollen den Einsatz der Daten-
verarbeitung in den Hochschulbibli-
otheken im Benehmen mit dem 
Hochschulbibliothekszentrum des 
Landes Nordrhein-Westfalen pla-
nen. Das Nähere zu dem Zusam-
menwirken kann durch öffentlich-
rechtliche 
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Kooperationsvereinbarung geregelt 
werden; Absatz 6 Satz 3 gilt ent-
sprechend.“ 

 
d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 

4 und wie folgt geändert:  
 

aa) In Satz 1 wird das Wort „zu-
sammenarbeitet“ durch das 
Wort „zusammenwirken“ er-
setzt.  

 
bb) Nach Satz 1 wird folgender 

Satz eingefügt: 
 
 „Tätigkeiten, die Gegenstand 

einer Regelung nach Satz 1 
sind, dürfen nur bei dem jewei-
ligen Partner des Zusammen-
wirkens nachgefragt werden.“ 

 
cc) In dem neuen Satz 3 wird das 

Wort „zusammengearbeitet“ 
durch das Wort „zusammenge-
wirkt“ ersetzt.  

 
e) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 

5 und wie folgt geändert:  
 

aa) In Satz 1 wird das Wort „zu-
sammenarbeiten“ durch die 
Wörter „zusammenwirken; Tä-
tigkeiten, die Gegenstand die-
ses Zusammenwirkens sind, 
dürfen nur bei dem jeweiligen 
Partner des Zusammenwirkens 
nachgefragt werden“ ersetzt. 

 
bb) In Satz 2 wird das Wort „Dies“ 

durch die Wörter „Satz 1 Halb-
satz 1“ ersetzt.  

 
f) Folgender Absatz 6 wird angefügt: 

 
 „(6) Die Kunsthochschulen können 

mit anderen Hochschulen gemein-
sam Vorhaben der Kunstausübung, 
künstlerische Entwicklungsvorha-
ben sowie Forschungsvorhaben im 
Sinne der §§ 61, 62 und 63 durch-
führen. Das Nähere wird durch öf-
fentlich-rechtliche Kooperationsver-
einbarung geregelt. Die nach der 
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Kooperationsvereinbarung zu er-
bringenden Tätigkeiten dürfen nur 
bei dem jeweiligen Kooperations-
partner oder den jeweiligen Koope-
rationspartnern nachgefragt wer-
den.“ 

 
50. Nach § 71 werden die folgenden §§ 71a 

und 71b eingefügt:  
 

 50. Nach § 71 werden die folgenden §§ 71a 
und 71b eingefügt:  

 
„§ 71a 

Errichtung juristischer Personen  
des öffentlichen Rechts  

durch Kunsthochschulen 
 
(1) Die Kunsthochschule ist berechtigt, 
zur Erfüllung von Kunsthochschulaufga-
ben mit anderen Hochschulen oder ju-
ristischen Personen des öffentlichen o-
der des privaten Rechts auf der Grund-
lage einer öffentlich-rechtlichen Verwal-
tungsvereinbarung oder, im Falle von 
Nummer 1, selbst durch Ordnung 
 
1. Stiftungen oder Anstalten des öffent-
lichen Rechts mit eigener Rechtsper-
sönlichkeit sowie 
 
2. Verbände mit eigener Rechtspersön-
lichkeit in Form einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts (Hochschulver-
bund) 
 
zu errichten. Die Ordnung oder die Ver-
waltungsvereinbarung muss gewähr-
leisten, dass in der Stiftung oder der An-
stalt die sie errichtende Kunsthoch-
schule oder die sie errichtenden Hoch-
schulen einen beherrschenden Einfluss 
besitzen; Absatz 4 bleibt unberührt. 
 
(2) In der Ordnung oder der Verwal-
tungsvereinbarung sind insbesondere 
Regelungen zu treffen zu 
1. dem Zweck und den Aufgaben der ju-
ristischen Person, 
 
2. ihrem Namen, 
 
3. ihren Organen sowie deren Zustän-
digkeit und Verfahrensregelungen; es 
ist vorzusehen 

 „§ 71a 
Errichtung juristischer Personen  

des öffentlichen Rechts  
durch Kunsthochschulen 

 
(1) Die Kunsthochschule ist berechtigt, 
zur Erfüllung von Kunsthochschulaufga-
ben mit anderen Hochschulen oder ju-
ristischen Personen des öffentlichen o-
der des privaten Rechts auf der Grund-
lage einer öffentlich-rechtlichen Verwal-
tungsvereinbarung oder, im Falle von 
Nummer 1, selbst durch Ordnung 
 
1. Stiftungen oder Anstalten des öffent-
lichen Rechts mit eigener Rechtsper-
sönlichkeit sowie 
 
2. Verbände mit eigener Rechtspersön-
lichkeit in Form einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts (Hochschulver-
bund) 
 
zu errichten. Die Ordnung oder die Ver-
waltungsvereinbarung muss gewähr-
leisten, dass in der Stiftung oder der An-
stalt die sie errichtende Kunsthoch-
schule oder die sie errichtenden Hoch-
schulen einen beherrschenden Einfluss 
besitzen; Absatz 4 bleibt unberührt. 
 
(2) In der Ordnung oder der Verwal-
tungsvereinbarung sind insbesondere 
Regelungen zu treffen zu 
1. dem Zweck und den Aufgaben der ju-
ristischen Person, 
 
2. ihrem Namen, 
 
3. ihren Organen sowie deren Zustän-
digkeit und Verfahrensregelungen; es 
ist vorzusehen 
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a) ein Vorstand, der die Vertretung der 
juristischen Person gegenüber Dritten 
und die operativen Aufgaben wahr-
nimmt, sowie 
 
b) ein Stiftungs- oder Anstaltsrat sowie 
bei dem Hochschulverbund eine Ver-
sammlung der Verbandsmitglieder, die 
oder der über grundsätzliche Angele-
genheiten entscheidet, den Vorstand 
wählt und überwacht sowie beim Hoch-
schulverbund Verbandsordnungen er-
lässt und 
 
4. der Finanzierung der Aufgabenwahr-
nehmung durch die juristische Person 
einschließlich der Verteilung von Perso-
nal, Vermögen und Schulden im Falle 
ihrer Auflösung. 
 
(3) Der Erlass der Ordnung sowie ihre 
Änderung oder Aufhebung bedarf der 
Zustimmung des Ministeriums. Das 
Gleiche gilt hinsichtlich des Abschlus-
ses der Verwaltungsvereinbarung. Die 
Verwaltungsvereinbarung und der Zu-
stimmungserlass werden im Ministerial-
blatt für das Land Nordrhein-Westfalen 
bekanntgemacht. Die Stiftung, die An-
stalt oder der Hochschulverbund ent-
steht mit dem Tag der Bekanntmachung 
des Zustimmungserlasses, sofern im 
Zustimmungserlass nichts anderes be-
stimmt ist. Soweit die Stiftung oder die 
Anstalt durch Ordnung errichtet wird, 
entsteht sie mit dem Tag, der in der Ord-
nung als Errichtungstag geregelt ist. 
 
(4) Für die ausschließlich durch eine 
Kunsthochschule errichtete Stiftung o-
der Anstalt gelten hinsichtlich der Befug-
nisse des Rektorats § 17 Absatz 2 bis 4 
entsprechend. Die Ordnung kann eine 
weitergehende Aufsicht des Rektorats 
vorsehen. 
 
(5) Die Stiftung, die Anstalt und der 
Hochschulverbund untersteht der 
Rechtsaufsicht des Ministeriums; § 68 
Absatz 2 bis 6 gilt entsprechend. 
 
 

a) ein Vorstand, der die Vertretung der 
juristischen Person gegenüber Dritten 
und die operativen Aufgaben wahr-
nimmt, sowie 
 
b) ein Stiftungs- oder Anstaltsrat sowie 
bei dem Hochschulverbund eine Ver-
sammlung der Verbandsmitglieder, die 
oder der über grundsätzliche Angele-
genheiten entscheidet, den Vorstand 
wählt und überwacht sowie beim Hoch-
schulverbund Verbandsordnungen er-
lässt und 
 
4. der Finanzierung der Aufgabenwahr-
nehmung durch die juristische Person 
einschließlich der Verteilung von Perso-
nal, Vermögen und Schulden im Falle 
ihrer Auflösung. 
 
(3) Der Erlass der Ordnung sowie ihre 
Änderung oder Aufhebung bedarf der 
Zustimmung des Ministeriums. Das 
Gleiche gilt hinsichtlich des Abschlus-
ses der Verwaltungsvereinbarung. Die 
Verwaltungsvereinbarung und der Zu-
stimmungserlass werden im Ministerial-
blatt für das Land Nordrhein-Westfalen 
bekanntgemacht. Die Stiftung, die An-
stalt oder der Hochschulverbund ent-
steht mit dem Tag der Bekanntmachung 
des Zustimmungserlasses, sofern im 
Zustimmungserlass nichts anderes be-
stimmt ist. Soweit die Stiftung oder die 
Anstalt durch Ordnung errichtet wird, 
entsteht sie mit dem Tag, der in der Ord-
nung als Errichtungstag geregelt ist. 
 
(4) Für die ausschließlich durch eine 
Kunsthochschule errichtete Stiftung o-
der Anstalt gelten hinsichtlich der Befug-
nisse des Rektorats § 17 Absatz 2 bis 4 
entsprechend. Die Ordnung kann eine 
weitergehende Aufsicht des Rektorats 
vorsehen. 
 
(5) Die Stiftung, die Anstalt und der 
Hochschulverbund untersteht der 
Rechtsaufsicht des Ministeriums; § 68 
Absatz 2 bis 6 gilt entsprechend. 
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(6) Sofern die juristische Person Aufga-
ben in Forschung und Lehre wahrneh-
men soll, gelten § 4 und § 12 Absatz 2 
und 3 entsprechend. Für die Gewähr-
leistung dieser Rechte ist durch geeig-
nete organisatorische Regelungen in 
der Verwaltungsvereinbarung oder in 
der die Stiftung oder die Anstalt errich-
tenden Ordnung Sorge zu tragen. 
 
(7) Die Verwaltungsvereinbarung kann 
vorsehen, dass der Hochschulverbund 
das Recht der Selbstverwaltung im Rah-
men der Gesetze besitzt. Im Rahmen 
der Gesetze und der Verwaltungsver-
einbarung in der Form des Zustim-
mungserlasses kann der Verbund seine 
Angelegenheiten durch Satzung regeln. 
 
(8) Sofern die Kunsthochschule im Rah-
men ihrer Aufgaben auf der Grundlage 
einer Kooperationsvereinbarung mit der 
Stiftung, der Anstalt oder dem Hoch-
schulverbund zusammenwirkt, dürfen 
die nach dieser öffentlich-rechtlichen 
Kooperationsvereinbarung zu erbrin-
genden Tätigkeiten nur bei dem jeweili-
gen Kooperationspartner nachgefragt 
werden. 

 
§ 71b 

Studium eines Erweiterungsfaches  
nach abgeschlossenem  

Lehramtsstudium 
 
Hinsichtlich des Studiums, welches für 
den Erwerb einer Lehrbefähigung für ein 
weiteres Fach im Sinne des § 16 des 
Lehrerausbildungsgesetzes erforderlich 
ist, gilt § 77d des Hochschulgesetzes 
entsprechend.“. 
 

(6) Sofern die juristische Person Aufga-
ben in Forschung und Lehre wahrneh-
men soll, gelten § 4 und § 12 Absatz 2 
und 3 entsprechend. Für die Gewähr-
leistung dieser Rechte ist durch geeig-
nete organisatorische Regelungen in 
der Verwaltungsvereinbarung oder in 
der die Stiftung oder die Anstalt errich-
tenden Ordnung Sorge zu tragen. 
 
(7) Die Verwaltungsvereinbarung kann 
vorsehen, dass der Hochschulverbund 
das Recht der Selbstverwaltung im Rah-
men der Gesetze besitzt. Im Rahmen 
der Gesetze und der Verwaltungsver-
einbarung in der Form des Zustim-
mungserlasses kann der Verbund seine 
Angelegenheiten durch Satzung regeln. 
 
(8) Sofern die Kunsthochschule im Rah-
men ihrer Aufgaben auf der Grundlage 
einer Kooperationsvereinbarung mit der 
Stiftung, der Anstalt oder dem Hoch-
schulverbund zusammenwirkt, dürfen 
die nach dieser öffentlich-rechtlichen 
Kooperationsvereinbarung zu erbrin-
genden Tätigkeiten nur bei dem jeweili-
gen Kooperationspartner nachgefragt 
werden. 

 
§ 71b 

Studium eines Erweiterungsfaches  
nach abgeschlossenem  

Lehramtsstudium 
 
Hinsichtlich des Studiums, welches für 
den Erwerb einer Lehrbefähigung für ein 
weiteres Fach im Sinne des § 16 des 
Lehrerausbildungsgesetzes vom 
12. Mai 2009 (GV. NRW. S. 308), das 
zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 1. September 2020 (GV. NRW. S. 
890) geändert worden ist, erforderlich 
ist, gilt § 77d des Hochschulgesetzes 
entsprechend.“. 

 
51. Dem § 74 wird folgender Absatz 5 ange-

fügt: 
 

„(5) Abweichend von § 10 Absatz 1 
Satz 1 sind Lehrbeauftragte an den Mu-
sikhochschulen bis zum 30. März 2023 
weiterhin Mitglieder der Musik-

 51. Dem § 74 wird folgender Absatz 5 ange-
fügt: 

 
„(5) Abweichend von § 10 Absatz 1 
Satz 1 sind Lehrbeauftragte an den Mu-
sikhochschulen bis zum 31. März 2026 
weiterhin Mitglieder der Musik-

http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/fpd/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HSchulGBWV19P3&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/fpd/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HSchulGBWV19P3&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
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hochschule. § 71b ist erst mit Wirkung 
vom 1. Oktober 2021 anzuwenden.“ 

 

hochschule. § 71b ist erst mit Wirkung 
vom 1. Oktober 2021 anzuwenden.“ 

 
Artikel 2 

Änderung des Hochschulgesetzes 
 
Das Hochschulgesetz vom 16. September 
2014 (GV. NRW. S. 547), das zuletzt durch 
Artikel 10 des Gesetzes vom 14. April 2020 
(GV. NRW. S. 218b) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 
 

 Artikel 2 
Änderung des Hochschulgesetzes 

 
Das Hochschulgesetz vom 16. September 
2014 (GV. NRW. S. 547), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 1. Dezember 
2020 (GV. NRW. S. 1110) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

 
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-

dert: 
 

a) Nach der Angabe zu § 39a wird fol-
gende Angabe eingefügt: 

 
 „§ 39b Gemeinsame Berufungen 

mit außeruniversitären Forschungs-
einrichtungen“ 

 
b) In der Angabe zu § 73 wird nach 

dem Wort „Anerkennungsverfah-
ren“ das Wort „; Akkreditierungsver-
fahren“ eingefügt. 

 
c) Nach der Angabe zu § 77c wird fol-

gende Angabe eingefügt: 
 
 „§ 77d Studium eines Erweite-

rungsfaches nach abgeschlosse-
nem Lehramtsstudium“ 

 

 1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert: 

 
a) Nach der Angabe zu § 39a wird fol-

gende Angabe eingefügt: 
 
 „§ 39b Gemeinsame Berufungen 

mit außeruniversitären Forschungs-
einrichtungen“. 

 
b) In der Angabe zu § 73 wird nach 

dem Wort „Anerkennungsverfah-
ren“ das Wort „; Akkreditierungsver-
fahren“ eingefügt. 

 
c) Nach der Angabe zu § 77c wird fol-

gende Angabe eingefügt: 
 
 „§ 77d Studium eines Erweite-

rungsfaches nach abgeschlosse-
nem Lehramtsstudium“. 

 
2. In § 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 13 wird 

nach dem Wort „die“ das Wort „Techni-
sche“ eingefügt 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 2. § 1 wird wie folgt geändert:  
 

a) In Absatz 2 Satz 2 Nummer 13 
wird das Wort „Hochschule“ durch 
die Wörter „Technische Hoch-
schule“ ersetzt.  

 
b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach 

dem Wort „Minden“ die Wörter 
„und in Gütersloh“ eingefügt und 
die Wörter „und in Soest“ durch 
die Wörter „, in Soest und in Lü-
denscheid“ ersetzt.  
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3. § 8 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) In Absatz 6 Satz 1 werden nach 
dem Wort „Veranstaltungen“ die 
Wörter „, auch durch die Dokumen-
tation durch und die Veröffentli-
chung von Bild- und Tonaufnah-
men,“ eingefügt. 

 
b) In Absatz 7 werden das Wort „Die“ 

durch die Wörter „Soweit dieses 
Gesetz keine besonderen Regelun-
gen enthält, erfolgt die“ ersetzt und 
nach dem Wort „Daten“ das Wort 
„erfolgt“ gestrichen. 

 

3. § 8 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Wör-
ter „des Datenschutzgesetzes 
Nordrhein-Westfalen“ durch die 
Wörter „der allgemeinen daten-
schutzrechtlichen Vorschriften“ er-
setzt.  

 
b) - bisher a) -  
 unverändert  
 
 
 
 
 
c) - bisher b) -  
 unverändert  

4. In § 13 Absatz 5 Satz 3 wird das Wort 
„würden“ durch das Wort „würde“ er-
setzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 4. § 13 wird wie folgt geändert:  
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 5 werden die Wörter 
„an Eides statt“ gestrichen. 

bb) Satz 6 wird durch folgende 
Sätze ersetzt: 

 
„Wer die Versicherung nach 
Satz 5 falsch abgibt, handelt 
ordnungswidrig. Zuständige 
Verwaltungsbehörde für die 
Verfolgung und Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten nach 
Satz 6 ist die Kanzlerin oder 
der Kanzler.“ 
 

b) In Absatz 5 Satz 3 wird das Wort 
„würden“ durch das Wort „würde“ 
ersetzt. 

 
5.  In § 17a Absatz 6 Satz 1 werden die 

Wörter „an Eides Statt gilt § 13 Absatz 1 
Satz 5 und 6“ durch die Wörter „gilt § 13 
Absatz 1 Sätze 5 bis 7“ ersetzt.“ 
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5. § 20 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 

„(3) Für hauptberufliche Rektoratsmit-
glieder, die in ein Beamtenverhältnis auf 
Zeit berufen worden sind, gilt § 31 Ab-
satz 3 des Landesbeamtengesetzes im 
Fall der Abwahl entsprechend. Das pri-
vatrechtliche Dienstverhältnis, in dem 
Rechte und Pflichten als hauptamtliches 
Rektoratsmitglied geregelt sind, ist im 
Fall der Abwahl zu kündigen.“ 

 
6. § 21 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt ge-

ändert: 
 
 

a) In Nummer 2 wird die Angabe „3“ 
durch die Angabe „2“ ersetzt. 

 
b) In Nummer 3 wird die Angabe „3 

Absatz 8“ durch die Angabe „3 Ab-
satz 7“ ersetzt. 

 
7. In § 22 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 wird 

die Angabe „Absatz 3“ durch die An-
gabe „Absatz 2“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
8. In § 39 Absatz 5 Satz 6 wird die Angabe 

„bis 3“ durch die Angabe „bis 4“ ersetzt. 
 

6. - bisher 5. -  
 unverändert   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
7. - bisher 6. - 
 § 21 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt ge-

ändert: 
 

a) In Nummer 2 wird die Angabe „3“ 
durch die Angabe „2“ ersetzt. 

 
b) In Nummer 3 wird die Angabe „3 

Absatz 8“ durch die Angabe „3 Ab-
satz 7“ ersetzt. 

 
8.  - bisher 7. - 
 unverändert  
 
9. Dem § 31 wird folgender Absatz 6 ange-

fügt:  
 

„(6) Die Zulassung für den neu geschaf-
fenen Modellstudiengang Humanmedi-
zin an der Universität Bielefeld erfolgt je-
weils nur zum Wintersemester. Die jähr-
liche Zulassungszahl für das Winterse-
mester 2021/2022 und für das Winterse-
mester 2022/2023 wird auf 60 festge-
setzt. 
 
Die Landesregierung legt dem Landtag 
zum 31. Dezember 2022 einen Bericht 
zur Entwicklung des Studiengangs unter 
Berücksichtigung der dann aktuellen 
Ausbildungskapazitäten und eines mög-
lichen Aufwuchses der Studienplatzka-
pazitäten für die folgenden Winterse-
mester vor.“ 

 
10. - bisher 8. - 
 unverändert  
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9. Nach § 39a wird folgender § 39b einge-
fügt: 

 

 11. - bisher 9. - 
 Nach § 39a wird folgender § 39b einge-

fügt: 
 

„§ 39b  
Gemeinsame Berufungen  

mit außeruniversitären  
Forschungseinrichtungen 

 
(1) Ist mit der ausgeschriebenen Stelle 
für Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer die Übernahme einer Lei-
tungsfunktion bei einer außeruniversitä-
ren Forschungseinrichtung im Sinne 
des § 77 Absatz 6 Satz 1 verbunden, 
soll ein gemeinsames Berufungsverfah-
ren der Hochschule und der außeruni-
versitären Forschungseinrichtung 
durchgeführt werden (gemeinsame Be-
rufung). Für die gemeinsame Berufung 
gelten die nachstehenden Absätze so-
wie die allgemeinen Vorschriften. 
 
(2) Das Nähere zum Verfahren der ge-
meinsamen Berufung regeln Hoch-
schule und außeruniversitäre For-
schungseinrichtung vorbehaltlich der 
Regelung des Verfahrens zur Vorberei-
tung der Berufungsvorschläge zur Be-
setzung einer Professur durch die Beru-
fungsordnung nach Maßgabe des § 38 
Absatz 4 durch Vereinbarung. Die nach 
der Vereinbarung zu erbringenden Tä-
tigkeiten dürfen nur bei den Vertrags-
partnern nachgefragt werden. 
 
(3) Im Rahmen einer gemeinsamen Be-
rufung kann die Hochschule die Hoch-
schullehrerin oder den Hochschullehrer 
ohne Bezüge beurlauben (gemeinsame 
Berufung durch Beurlaubung). Die Be-
urlaubung kann auch in geringerem 
Maße als dem vollen Umfang erfolgen 
(gemeinsame Berufung durch Teilbeur-
laubung). Die Beurlaubung nach den 
Sätzen 1 und 2 erfolgt im dienstlichen 
Interesse und dient öffentlichen Belan-
gen. 
 
(4) Die Hochschule kann die Hochschul-
lehrerin oder den Hochschullehrer im 
Rahmen einer gemeinsamen Berufung 
nach Maßgabe des § 20 Absatz 1 des 

 „§ 39b  
Gemeinsame Berufungen  

mit außeruniversitären  
Forschungseinrichtungen 

 
(1) Ist mit der ausgeschriebenen Stelle 
für Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer die Übernahme einer Lei-
tungsfunktion bei einer außeruniversitä-
ren Forschungseinrichtung im Sinne 
des § 77 Absatz 6 Satz 1 verbunden, 
soll ein gemeinsames Berufungsverfah-
ren der Hochschule und der außeruni-
versitären Forschungseinrichtung 
durchgeführt werden (gemeinsame Be-
rufung). Für die gemeinsame Berufung 
gelten die nachstehenden Absätze so-
wie die allgemeinen Vorschriften. 
 
(2) Das Nähere zum Verfahren der ge-
meinsamen Berufung regeln Hoch-
schule und außeruniversitäre For-
schungseinrichtung vorbehaltlich der 
Regelung des Verfahrens zur Vorberei-
tung der Berufungsvorschläge zur Be-
setzung einer Professur durch die Beru-
fungsordnung nach Maßgabe des § 38 
Absatz 4 durch Vereinbarung. Die nach 
der Vereinbarung zu erbringenden Tä-
tigkeiten dürfen nur bei den Vertrags-
partnern nachgefragt werden. 
 
(3) Im Rahmen einer gemeinsamen Be-
rufung kann die Hochschule die Hoch-
schullehrerin oder den Hochschullehrer 
ohne Bezüge beurlauben (gemeinsame 
Berufung durch Beurlaubung). Die Be-
urlaubung kann auch in geringerem 
Maße als dem vollen Umfang erfolgen 
(gemeinsame Berufung durch Teilbeur-
laubung). Die Beurlaubung nach den 
Sätzen 1 und 2 erfolgt im dienstlichen 
Interesse und dient öffentlichen Belan-
gen. 
 
(4) Die Hochschule kann die Hochschul-
lehrerin oder den Hochschullehrer im 
Rahmen einer gemeinsamen Berufung 
nach Maßgabe des § 20 Absatz 1 des 
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Beamtenstatusgesetzes der außeruni-
versitären Forschungseinrichtung zu-
weisen (gemeinsame Berufung durch 
Zuweisung). 
 
(5) Die Ausgestaltung der gemeinsa-
men Berufung können die Hochschule 
und die außeruniversitäre Forschungs-
einrichtung auch abweichend von den 
Absätzen 2 bis 4 nach Maßgabe der all-
gemeinen dienstrechtlichen Vorschrif-
ten vereinbaren.“ 
 

Beamtenstatusgesetzes der außeruni-
versitären Forschungseinrichtung zu-
weisen (gemeinsame Berufung durch 
Zuweisung). 
 
(5) Die Ausgestaltung der gemeinsa-
men Berufung können die Hochschule 
und die außeruniversitäre Forschungs-
einrichtung auch abweichend von den 
Absätzen 2 bis 4 nach Maßgabe der all-
gemeinen Vorschriften vereinbaren.“ 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
10. In § 58 Absatz 2a Satz 2 wird das Wort 

„generelle“ durch das Wort „individuali-
sierte“ ersetzt. 

 
11. In § 61 Absatz 1a Satz 2 wird die An-

gabe „Satz 3“ durch die Angabe „Satz 2“ 
ersetzt. 
 

12. § 72 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt ge-
ändert: 
 
a) In Nummer 5 werden nach dem 

Wort „Lehrangebotes“ die Wörter 
„unter Einschluss einer sächlichen 
Mindestausstattung und des ausrei-
chenden Zugangs zu fachbezoge-
nen Medien“ eingefügt. 

 
b) Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 
 
 „7. die Lehraufgaben überwiegend 

von hauptberuflich Lehrenden der 
Hochschule, die 

 
 a) die Einstellungsvoraussetzungen 

einer Professorin oder eines Pro-
fessors nach § 36 im Falle einer 
Universität oder einer Fachhoch-
schule oder nach § 29 des 

 12. § 54 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Satz 5 werden die Wörter „an Ei-

des statt“ gestrichen.  
 
b) Satz 6 wird wie folgt gefasst: 
 
 „§ 13 Absatz 1 Sätze 6 und 7 gelten 

entsprechend.“ 
 
13. - bisher 10. - 
 unverändert  
 
 
14. - bisher 11. - 
 unverändert  
 
 
15. - bisher 12. - 
 unverändert  
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Kunsthochschulgesetzes im Falle 
einer Kunsthochschule erfüllen und 

 
 b) in einem transparenten, wissen-

schaftlichen Standards entspre-
chenden Verfahren unter maßgebli-
cher Mitwirkung der hauptberuflich 
Lehrenden der Hochschule unter 
Beteiligung auswärtiger Gutachte-
rinnen und Gutachter ausgewählt 
worden sind, 

 
 wahrgenommen werden und alle 

Lehrenden die Einstellungsvoraus-
setzungen erfüllen, die für entspre-
chende Tätigkeiten an Hochschu-
len in der Trägerschaft des Landes 
oder im Falle einer Tätigkeit an ei-
ner Kunsthochschule für entspre-
chende Tätigkeiten an staatlichen 
Kunsthochschulen gefordert wer-
den,“ 

 
13. § 73 wird wie folgt geändert: 
 

a) In der Überschrift wird nach dem 
Wort „Anerkennungsverfahren“ das 
Wort „; Akkreditierungsverfahren“ 
eingefügt. 

 
b) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt ge-

fasst: 
 
 „Es kann zuvor eine gutachterliche 

Stellungnahme durch den Wissen-
schaftsrat oder durch eine ver-
gleichbare, vom Ministerium be-
nannte Einrichtung einholen, in der 
das eingereichte Konzept für die 
Hochschule, deren Anerkennung 
beantragt ist, anhand der in § 72 
geregelten Voraussetzungen be-
wertet wird (Konzeptprüfung).“ 

 
c)  Absatz 3 wird durch die folgenden 

Absätze 3 bis 5 ersetzt: 
 
 „(3) Das Ministerium ist hinsichtlich 

der staatlich anerkannten Hoch-
schule befugt, eine gutachterliche 
Stellungnahme durch den Wissen-
schaftsrat oder eine vergleichbare, 
vom Ministerium benannte 

 16. - bisher 13. - 
 unverändert  
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Einrichtung einzuholen. Der Aner-
kennungsbescheid bestimmt, in 
welchen Fristen eine derartige Stel-
lungnahme nach Satz 1 eingeholt 
wird. Satz 1 gilt auch, soweit die 
Hochschule unbefristet staatlich an-
erkannt ist. Wenn und soweit die 
Voraussetzungen des § 72 vorlie-
gen, kann der Wissenschaftsrat o-
der die vergleichbare, vom Ministe-
rium benannte Einrichtung auf der 
Grundlage seiner oder ihrer Stel-
lungnahme nach Satz 1 die institu-
tionelle Akkreditierung oder institu-
tionelle Reakkreditierung der staat-
lich anerkannten Hochschule aus-
sprechen und zudem die Akkredi-
tierung oder Reakkreditierung von 
der Behebung von hinreichend be-
stimmt benannten Mängeln inner-
halb von angemessenen Fristen 
abhängig machen; Akkreditierun-
gen und Reakkreditierungen wer-
den in der Regel auf mindestens 
fünf Jahre befristet. Ist die Hoch-
schule für die Dauer von zehn Jah-
ren institutionell reakkreditiert oder 
verleiht ihr das Ministerium nach 
Abschluss des Reakkreditierungs-
verfahrens für dieselbe Dauer die 
institutionelle Anerkennung, wird 
die Anerkennung nach Absatz 1 in 
der Regel unbefristet ausgespro-
chen. 

 
 (4) Zur Sicherung der Qualität in 

Studium, Forschung und Lehre so-
wie der Grundrechte des Trägers 
der Hochschule, deren staatliche 
Anerkennung beantragt ist oder die 
staatlich anerkannt ist, regelt das 
Ministerium das Nähere zum Ver-
fahren der Konzeptprüfung, der in-
stitutionellen Akkreditierung, der in-
stitutionellen Reakkreditierung so-
wie der Begutachtung betreffend 
die Verleihung des Promotions- o-
der Habilitationsrechts nach § 73a 
Absatz 3 durch Rechtsverordnung. 
In der Rechtsverordnung sind ins-
besondere Regelungen zu treffen 
über 
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 1. die Mitwirkung des Trägers der 
Hochschule in den Verfahren nach 
Satz 1, 

 
 2. die mehrheitlich mit externen, un-

abhängigen, fachlich einschlägig 
qualifizierten Hochschullehrerinnen 
und Hochschullehrern besetzte 
Gutachterkommission des Wissen-
schaftsrates oder der vergleichba-
ren, vom Ministerium benannten 
Einrichtung, 

 
 3. die Rechte der Hochschule und 

ihres Trägers betreffend die Gele-
genheit, vor der abschließenden 
Entscheidung in den Verfahren 
nach Satz 1 Stellung zu nehmen, 

 
 4. die Einrichtung einer der Beile-

gung von Streitfällen dienenden in-
ternen Beschwerdestelle des Wis-
senschaftsrates oder der vergleich-
baren, vom Ministerium benannten 
Einrichtung, 

 
 5. die Zustimmung zumindest eines 

mehrheitlich mit externen Hoch-
schullehrerinnen und Hochschul-
lehrern besetzen Gremiums des 
Wissenschaftsrates oder der ver-
gleichbaren, vom Ministerium Ein-
richtung als Voraussetzung für die 
abschließende Entscheidung in den 
Verfahren nach Satz 1 sowie 

 
 6. betreffend die Veröffentlichung 

des wesentlichen Inhalts der gut-
achterlichen Stellungnahme in den 
Fällen des Absatzes 3 Satz 4 sowie 
des § 73a Absatz 3 Satz 1. 

 
 Bis zum Erlass der Rechtsverord-

nung nach Satz 1 gelten für die Ver-
fahren nach Satz 1 die Regelungen 
des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfa-
len. 

 
 (5) In der gutachterlichen Stellung-

nahme nach Absatz 3 Satz 1 wird 
gegenüber dem Ministerium ausge-
führt, ob und inwieweit die staatlich 
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anerkannte Hochschule den Vo-
raussetzungen des § 72 oder des 
§ 73a Absatz 3 entspricht. Die Stel-
lungnahme benennt hinreichend 
bestimmt die Punkte, in denen die 
staatlich anerkannte Hochschule 
diesen Anforderungen nicht oder 
nur eingeschränkt gerecht wird. Sie 
trägt zur Entscheidungsgrundlage 
des Ministeriums bei und nimmt 
dessen Entscheidung weder ganz 
noch teilweise vorweg.“ 

 
d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 

6. 
 
e) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 

7 und wie folgt gefasst: 
 

 „(7) Hinsichtlich der Gebühren für 
die staatliche Anerkennung sowie 
für weitere Amtshandlungen des 
Ministeriums gilt § 82 Absatz 3. Die 
Kosten der internen und externen 
Qualitätssicherung sind vom Träger 
der Hochschule oder der Hoch-
schule selbst zu tragen. Für die in 
Absatz 3 und § 73a Absatz 3 ge-
nannten Verfahren werden Gebüh-
ren oder Auslagen nach dem Ge-
bührengesetz für das Land Nord-
rhein-Westfalen erhoben. Für die 
Durchführung der Verfahren kann 
eine Vorausleistung auf Gebühren 
oder Auslagen gefordert werden. 
Die Durchführung der Verfahren 
kann von der Vorausleistung ab-
hängig gemacht werden.“ 

 
14. § 73a wird wie folgt geändert:  
 

a) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
 
aa) In Satz 1 werden nach dem 

Wort „führen“ die Wörter „; die 
Führung einer hiervon abwei-
chenden Bezeichnung ist un-
zulässig“ eingefügt. 

 
bb) Satz 3 wird aufgehoben. 

 
 
 

 17. - bisher 14. -  
 

a) unverändert  
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b) In Absatz 4a wird das Wort  
„Pro-fessorin“ durch das Wort  
„Professorin“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
15. Dem § 74a Absatz 5 wird folgender Satz 

angefügt: 
 

„Das Ministerium kann jederzeit Aufla-
gen erteilen, die der Erfüllung der Vo-
raussetzungen des § 72 dienen.“ 

 

 
b) Absatz 4a wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 wird das Wort „Pro-
fessorin“ durch das Wort 
„Professorin“ ersetzt. 

 
bb) Folgender Satz wird ange-

fügt: 
 
 „Das Ministerium kann allge-

mein oder im Einzelfall auf die 
Ausübung seiner Zustim-
mung nach Satz 1 jederzeit 
widerruflich verzichten.“ 

 
c) In Absatz 6 Satz 6 wird die Angabe 

„1 und 2“ durch die Angabe „1, 2 
und 3“ ersetzt. 

 
18. - bisher 15.  
 unverändert  

16. § 75 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) In Absatz 2 Satz 3 werden die Wör-
ter „sind die Voraussetzungen“ 
durch die Wörter „ist das Vorliegen 
der Erfordernisse“ ersetzt. 

 
b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

 
aa) In Satz 1 werden in dem Satz-

teil vor Nummer 1 nach dem 
Wort „Franchising“ die Wörter 
„im europäischen Hochschul-
raum“ eingefügt. 

 
 

 19.  - bisher 16. –  
 § 75 wird wie folgt geändert: 
 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
 „Absatz 2 findet keine Anwendung 

auf Niederlassungen von Hoch-
schulen eines Staates, der kein Mit-
gliedstaat der Europäischen Union 
ist.“ 

 
b) - bisher a) -  
 unverändert   
 
 
 
c) - bisher b) -  
 unverändert  
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bb)  Satz 8 wird durch die folgenden 
Sätze ersetzt: 

 
 „Im Falle einer Kooperation mit 

einer staatlich anerkannten 
Hochschule ist das Franchising 
zusätzlich zu den Erfordernis-
sen nach den Sätzen 1 und 2 
nur dann zulässig, wenn  

 
 1. die Hochschule, deren Sitz 

sich in Nordrhein-Westfalen 
befindet, auf der Grundlage ei-
ner Begutachtung durch den 
Wissenschaftsrat oder eine 
vergleichbare, vom Ministerium 
benannte Einrichtung durch 
das Ministerium als Einrichtung 
institutionell anerkannt worden 
ist oder 

 
 2. wenn die Hochschule, deren 

Sitz sich in einem anderen 
Land der Bundesrepublik 
Deutschland befindet, eine der 
institutionellen Anerkennung 
gleichwertiges Qualitätssiche-
rungsverfahren erfolgreich 
durchlaufen hat; die Bildungs-
einrichtung hat eine hierauf be-
zogene Garantieerklärung der 
Kooperationshochschule vor-
zulegen. 

 
 Satz 8 findet auf eine Koopera-

tion mit einer kirchlichen Hoch-
schule keine Anwendung.“ 

 
c) Nach Absatz 4 werden die folgen-

den Absätze 5 bis 8 eingefügt: 
 
 „(5) Das Ministerium kann den Be-

trieb der Niederlassung nach Ab-
satz 2 oder die Durchführung der 
Vorbereitung nach Absatz 3 ganz o-
der teilweise untersagen oder mit 
Auflagen versehen, wenn die Vo-
raussetzungen des Absatzes 2 bei 
der Niederlassung oder des Absat-
zes 3 bei der Vorbereitung nur noch 
zum Teil oder nicht mehr vorliegen. 
Das Ministerium kann den Betrieb 
der Niederlassung nach Absatz 2 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

d) Nach Absatz 4 werden die folgen-
den Absätze 5 bis 8 eingefügt: 

 
 „(5) Das Ministerium kann den Be-

trieb der Niederlassung nach Ab-
satz 2 oder die Durchführung der 
Vorbereitung nach Absatz 3 ganz  
oder teilweise untersagen oder mit 
Auflagen versehen, wenn die Vo-
raussetzungen des Absatzes 2 bei 
der Niederlassung oder des Absat-
zes 3 bei der Vorbereitung nur noch 
zum Teil oder nicht mehr vorliegen. 
Das Ministerium kann den Betrieb 
der Niederlassung nach Absatz 2 
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zudem untersagen, wenn ohne An-
zeige entgegen Absatz 2 Satz 3 der 
Betrieb aufgenommen worden ist o-
der der staatliche Akt im Sinne des 
Absatzes 2 Satz 4 weggefallen ist. 

 
 
 
 
 
 (6) Bildungseinrichtungen können 

auf der Grundlage einer Koopera-
tion mit einer Hochschule, deren 
Sitz sich in einem Staat, der kein 
Mitgliedsstaat der Europäischen 
Union ist, befindet, auf einen Ab-
schluss oder auf die Verleihung ei-
ner Hochschulqualifikation einer 
solchen Hochschule vorbereiten 
(Franchising mit Hochschulen au-
ßerhalb der Europäischen Union), 
wenn 

 
 1. diese Vorbereitung nach dem 

Recht des Sitzlandes der Koopera-
tionshochschule zulässig ist, 

 
 2. die Bildungseinrichtung die Per-

sonen, die an ihrem Bildungsange-
bot teilnehmen wollen, vor Ab-
schluss des Ausbildungsvertrages 
und vor Aufnahme der Vorbereitung 
nachweisbar ausführlich und um-
fassend darüber informieren, dass  

 
 a) sich die Qualität der Vorbereitung 

nach Maßgabe des Rechts des 
Sitzlandes richtet,  

 
 b) sich diese Qualität daher von den 

wissenschaftlichen Maßstäben und 
anerkannten Qualitätsstandards 
der Hochschulen in staatlicher Trä-
gerschaft oder der staatlichen 
Kunsthochschulen unterscheiden 
kann und  

 
 c) für die Führung der nach dem 

Recht des Sitzlandes zulässiger-
weise verliehenen Hochschulquali-
fikation die Regelung des § 69 gilt; 
die Bildungseinrichtung klärt über 
die damit verbundenen Rechts-

oder die Durchführung der Vorbe-
reitung nach Absatz 3 zudem unter-
sagen, wenn ohne Anzeige entge-
gen Absatz 2 Satz 3 oder ohne 
Feststellung entgegen Absatz 3 
Satz 5 der Betrieb aufgenommen 
worden ist oder der staatliche Akt 
im Sinne des Absatzes 2 Satz 4 
weggefallen ist. 

 
 (6) Bildungseinrichtungen können 

auf der Grundlage einer Koopera-
tion mit einer Hochschule, deren 
Sitz sich in einem Staat, der kein 
Mitgliedsstaat der Europäischen 
Union ist, befindet, auf einen Ab-
schluss oder auf die Verleihung ei-
ner Hochschulqualifikation einer 
solchen Hochschule vorbereiten 
(Franchising mit Hochschulen au-
ßerhalb der Europäischen Union), 
wenn 

 
 1. diese Vorbereitung nach dem 

Recht des Sitzlandes der Koopera-
tionshochschule zulässig ist, 

 
 2. die Bildungseinrichtung die Per-

sonen, die an ihrem Bildungsange-
bot teilnehmen wollen, vor Ab-
schluss des Ausbildungsvertrages 
und vor Aufnahme der Vorbereitung 
nachweisbar ausführlich und um-
fassend darüber informieren, dass  

 
 a) sich die Qualität der Vorbereitung 

nach Maßgabe des Rechts des 
Sitzlandes richtet,  

 
 b) sich diese Qualität daher von den 

wissenschaftlichen Maßstäben und 
anerkannten Qualitätsstandards 
der Hochschulen in staatlicher Trä-
gerschaft oder der staatlichen 
Kunsthochschulen unterscheiden 
kann und  

 
 c) für die Führung der nach dem 

Recht des Sitzlandes zulässiger-
weise verliehenen Hochschulquali-
fikation die Regelung des § 69 gilt; 
die Bildungseinrichtung klärt über 
die damit verbundenen Rechts-
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folgen ausführlich und umfassend 
auf, und 

 
 3. die Bildungseinrichtung die Vor-

bereitung erst aufnimmt, wenn in 
dem Vorbereitungsvertrag mit der 
Bewerberin oder dem Bewerber die 
Inhalte nach Nummer 2 Buchstabe 
a bis c aufgenommen worden sind. 

 
 Die Bildungseinrichtung ist ver-

pflichtet, vor Aufnahme des Vorbe-
reitungsbetriebs ihr Bildungsange-
bot beim Ministerium anzuzeigen. 
Das Ministerium kann sich jederzeit 
darüber informieren, ob die Voraus-
setzungen des Satzes 1 vorliegen 
oder vorlagen. Absatz 2 Satz 4 gilt 
entsprechend. Für das Verfahren 
nach Satz 2 und 3 können Gebüh-
ren oder Auslagen nach dem Ge-
bührengesetz für das Land Nord-
rhein-Westfalen erhoben werden; 
§ 73 Absatz 7 Sätze 4 und 5 gelten 
entsprechend. 

 
 (7) Das Ministerium kann die Durch-

führung der Vorbereitung nach Ab-
satz 6 ganz oder teilweise untersa-
gen oder mit Auflagen versehen, 
wenn 

 
 1. die Gefahr besteht, dass die die 

Bildungseinrichtung oder die Ko-
operationshochschule maßgeblich 
prägenden natürlichen Personen 
sich nicht zur freiheitlichen demo-
kratischen Grundordnung beken-
nen oder die für den Betrieb oder 
die Durchführung dieser Vorberei-
tung erforderliche Sachkunde oder 
Zuverlässigkeit nicht aufweisen, 

 
 2. gegen die Voraussetzungen oder 

Verpflichtungen nach Absatz 6 Satz 
1 oder 2 verstoßen worden ist, 

 
 3. die Bildungseinrichtung geschäft-

lich unlauter handelt oder 
 
 4. die Zusammenarbeit der Bil-

dungseinrichtung mit der Koopera-
tionshochschule eine Gefahr für die 

folgen ausführlich und umfassend 
auf, und 

 
 3. die Bildungseinrichtung die Vor-

bereitung erst aufnimmt, wenn in 
dem Vorbereitungsvertrag mit der 
Bewerberin oder dem Bewerber die 
Inhalte nach Nummer 2 Buchstabe 
a bis c aufgenommen worden sind. 

 
 Die Bildungseinrichtung ist ver-

pflichtet, vor Aufnahme des Vorbe-
reitungsbetriebs ihr Bildungsange-
bot beim Ministerium anzuzeigen. 
Das Ministerium kann sich jederzeit 
darüber informieren, ob die Voraus-
setzungen des Satzes 1 vorliegen 
oder vorlagen. Absatz 2 Satz 4 gilt 
entsprechend. Für das Verfahren 
nach Satz 2 und 3 können Gebüh-
ren oder Auslagen nach dem Ge-
bührengesetz für das Land Nord-
rhein-Westfalen erhoben werden; 
§ 73 Absatz 7 Sätze 4 und 5 gelten 
entsprechend. 

 
 (7) Das Ministerium kann die Durch-

führung der Vorbereitung nach Ab-
satz 6 ganz oder teilweise untersa-
gen oder mit Auflagen versehen, 
wenn 

 
 1. die Gefahr besteht, dass die die 

Bildungseinrichtung oder die Ko-
operationshochschule maßgeblich 
prägenden natürlichen Personen 
sich nicht zur freiheitlichen demo-
kratischen Grundordnung beken-
nen oder die für den Betrieb oder 
die Durchführung dieser Vorberei-
tung erforderliche Sachkunde oder 
Zuverlässigkeit nicht aufweisen, 

 
 2. gegen die Voraussetzungen oder 

Verpflichtungen nach Absatz 6 Satz 
1 oder 2 verstoßen worden ist, 

 
 3. die Bildungseinrichtung geschäft-

lich unlauter handelt oder 
 
 4. die Zusammenarbeit der Bil-

dungseinrichtung mit der Koopera-
tionshochschule eine Gefahr für die 
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öffentliche Sicherheit oder Ordnung 
darstellt, insbesondere den auswär-
tigen Interessen des Landes wider-
spricht. 

 
 (8) Zur Sicherung der Lauterkeit 

des Hochschulwesens im Land, der 
Interessen der Verbraucherinnen 
und Verbraucher sowie der auswär-
tigen Interessen des Landes kann 
das Ministerium das Nähere zu den 
Absätzen 6 und 7 durch Rechtsver-
ordnung regeln.“ 

 

öffentliche Sicherheit oder Ordnung 
darstellt, insbesondere den auswär-
tigen Interessen des Landes wider-
spricht. 

 
 (8) Zur Sicherung der Lauterkeit 

des Hochschulwesens im Land, der 
Interessen der Verbraucherinnen 
und Verbraucher sowie der auswär-
tigen Interessen des Landes kann 
das Ministerium das Nähere zu den 
Absätzen 6 und 7 durch Rechtsver-
ordnung regeln.“ 

 
17. § 75a Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 

a) In Nummer 5 wird der Punkt durch 
ein Komma ersetzt. 

 
b) Nummer 5 werden folgende Num-

mern 6 bis 9 angefügt: 
 
 „6. entgegen § 75 Absatz 6 Satz 1 

Nummer 2, auch in Verbindung mit 
einer Rechtsverordnung nach § 75 
Absatz 8, die Personen, die an ih-
rem Bildungsangebot teilnehmen 
wollen, nicht ordnungsgemäß infor-
miert, 

 
 7. über das Vorliegen einer Voraus-

setzung nach § 75 Absatz 6 Satz 1, 
jeweils auch in Verbindung mit einer 
Rechtsverordnung nach § 75 Ab-
satz 8, täuscht, 

 
 8. entgegen § 75 Absatz 6 Satz 1 

Nummer 3 die Vorbereitung auf-
nimmt oder der Verpflichtung nach 
§ 75 Absatz 6 Satz 2 oder einer An-
ordnung auf der Grundlage des 
§ 75 Absatz 6 Satz 3, jeweils auch 
in Verbindung mit einer Rechtsver-
ordnung nach § 75 Absatz 8, zuwi-
derhandelt, 

 
 9. entgegen einer Untersagung 

nach § 75 Absatz 5 oder Absatz 7, 
jeweils auch in Verbindung mit einer 
Rechtsverordnung nach § 75 Ab-
satz 8, weiterhin auf einen Ab-
schluss oder auf die Verleihung 

 20. - bisher 17. -  
 § 75a Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

a) unverändert  
 
 
b) Nummer 5 werden folgende Num-

mern 6 bis 9 angefügt: 
 
 „6. entgegen § 75 Absatz 6 Satz 1 

Nummer 2, auch in Verbindung mit 
einer Rechtsverordnung nach § 75 
Absatz 8, die Personen, die an ih-
rem Bildungsangebot teilnehmen 
wollen, nicht ordnungsgemäß infor-
miert, 

 
 7. über das Vorliegen einer Voraus-

setzung nach § 75 Absatz 6 Satz 1, 
jeweils auch in Verbindung mit einer 
Rechtsverordnung nach § 75 Ab-
satz 8, täuscht, 

 
 8. entgegen § 75 Absatz 6 Satz 1 

Nummer 3 die Vorbereitung auf-
nimmt oder der Verpflichtung nach 
§ 75 Absatz 6 Satz 2 oder einer An-
ordnung auf der Grundlage des 
§ 75 Absatz 6 Satz 3, jeweils auch 
in Verbindung mit einer Rechtsver-
ordnung nach § 75 Absatz 8, zuwi-
derhandelt oder, 

 
 9. entgegen einer Untersagung 

nach § 75 Absatz 5 oder Absatz 7, 
jeweils auch in Verbindung mit einer 
Rechtsverordnung nach § 75 Ab-
satz 8, weiterhin auf einen Ab-
schluss oder auf die Verleihung 
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einer Hochschulqualifikation vorbe-
reitet.“ 

 

einer Hochschulqualifikation vorbe-
reitet.“ 

 
18. § 77 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort 
„wirken“ die Wörter „untereinander 
sowie mit den Kunsthochschulen“ 
eingefügt und die Wörter „und For-
schung“ durch die Wörter „, For-
schung und Kunstausübung“ er-
setzt. 

 
b) Folgender Satz wird angefügt: 
 
 „Das Nähere zu dem Zusammen-

wirken kann durch öffentlich-rechtli-
che Kooperationsvereinbarung ge-
regelt werden; Absatz 7 Satz 2 gilt 
entsprechend.“ 

 

 21. - bisher 18. -  
 unverändert  
 
 
 

  22. § 77a Absatz 8 wird wie folgt gefasst: 
 

„(8) Hinsichtlich der Wahrnehmung von 
Aufgaben im Bereich der Verwaltung o-
der des Zusammenwirkens zur Erfül-
lung derartiger Aufgaben gilt für die Stif-
tung, die Anstalt oder den Hochschul-
verbund § 77 Absatz 3 entsprechend. 
Sofern die Hochschule im Rahmen ihrer 
Aufgaben mit der Stiftung, der Anstalt o-
der dem Hochschulverbund oder die 
Stiftung, die Anstalt oder der Hochschul-
verbund im Rahmen ihrer Aufgaben mit 
einer Hochschule, einer Behörde oder 
einer sonstigen Stelle, die Aufgaben öf-
fentlicher Verwaltung wahrnimmt, auf 
der Grundlage einer Kooperationsver-
einbarung zusammenwirkt, dürfen die 
nach dieser öffentlich-rechtlichen Ko-
operationsvereinbarung zu erbringen-
den Tätigkeiten nur bei dem jeweiligen 
Kooperationspartner nachgefragt wer-
den.“ 
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19. Nach § 77c wird folgender § 77d einge-
fügt: 

 

 23. - bisher 19. -  
 unverändert  

„§ 77d 
Studium eines Erweiterungsfaches 

nach abgeschlossenem  
Lehramtsstudium 

 
(1) Das Studium, welches für den Er-
werb einer Lehrbefähigung für ein wei-
teres Fach im Sinne des § 16 des Leh-
rerausbildungsgesetzes (Erweiterungs-
fach) erforderlich ist, erfolgt, soweit ein 
Abschluss nach § 10 des Lehrerausbil-
dungsgesetzes bereits erworben wurde 
oder eine Erste Staatsprüfung im Sinne 
des § 17 Absatz 1 des Lehrerausbil-
dungsgesetzes vom 2. Juli 2002 (GV. 
NRW. S. 325) in der Fassung des Ge-
setzes vom 21. April 2009 (GV. NRW. S. 
224) erfolgreich abgelegt worden ist, 
nach Maßgabe 
 
1. der Absätze 2, 3, 6 und 7, wenn die 
sich für das Studium des Erweiterungs-
faches bewerbende Person dieses Er-
weiterungsfach an derjenigen Hoch-
schule studieren will, an der sie den ent-
sprechenden Studiengang im Sinne des 
§ 10 des Lehrerausbildungsgesetzes 
bereits erfolgreich abgeschlossen hat 
und 
 
2. der Absätze 4 bis 7, wenn diese Per-
son das Erweiterungsfach an einer an-
deren Hochschule als jene im Sinne von 
Nummer 1 studieren will. 
 
(2) Die sich bewerbende Person wird für 
das Studium des Erweiterungsfaches 
so gestellt, als ob sie in den bereits er-
folgreich abgeschlossenen Bachelor-
studiengang eingeschrieben wäre. 
Wenn das Studium des Erweiterungsfa-
ches im Bachelorstudium erfolgreich ab-
geschlossen worden ist, gilt das Gleiche 
für das Masterstudium. Hinsichtlich der 
nach § 50 Absatz 1 Nummer 1 erforder-
lichen Zulassung ist es hinreichend, 
wenn für das Studium des Erweite-
rungsfaches im Bachelorstudium und im 
Masterstudium jeweils eine Zulassung 
vorliegt. 
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(3) Aufgrund des erfolgreich abge-
schlossenen Studiums des Erweite-
rungsfaches wird kein erneuter akade-
mischer Grad verliehen. Die Hoch-
schule erstellt auf Grund der Hochschul-
prüfung, mit der das Studium des Erwei-
terungsfaches erfolgreich abgeschlos-
sen wird, ein Zeugnis hinsichtlich der Er-
weiterung aus. Die Ergebnisse der 
Hochschulprüfungen, mit der der Studi-
enabschluss des bereits erfolgreich ab-
geschlossenen Bachelor- und Master-
studienganges erworben worden ist, 
bleiben durch das Studium des Erweite-
rungsfaches unberührt. 
 
(4) Die sich bewerbende Person wird für 
das Studium des Erweiterungsfaches 
des Bachelorstudiums auf ihren Antrag 
eingeschrieben. Wenn das Studium des 
Erweiterungsfaches des Bachelorstudi-
ums erfolgreich abgeschlossen worden 
ist, gilt das Gleiche für das Studium des 
Erweiterungsfaches des Masterstudi-
ums. Absatz 2 Satz 3 sowie Absatz 3 
Satz 2 gelten entsprechend. 
 
(5) Die Hochschule verleiht auf Grund 
einer Hochschulprüfung, mit der das 
Studium des Erweiterungsfaches erfolg-
reich abgeschlossen wird, ein Zeugnis 
über die Erweiterungsprüfung zur Ba-
chelorprüfung oder zur Masterprüfung; 
ein akademischer Grad wird diesbezüg-
lich nicht verliehen. Mit diesem Zeugnis 
wird hinsichtlich der im Studium des Er-
weiterungsfaches erbrachten Studien- 
und Prüfungsleistungen der Nachweis 
im Sinne des § 16 Satz 2 des Lehrer-
ausbildungsgesetzes erbracht. Das auf 
das Studium des Erweiterungsfaches 
des Bachelorstudiums bezogene Zeug-
nis eröffnet zudem den Zugang für das 
Studium des Erweiterungsfaches des 
Masterstudiums. 
 
(6) Für Zwecke der Studium- und Prü-
fungsverwaltung sowie der Statistik wer-
den die Studierenden des Erweite-
rungsfaches so gestellt, als ob sie für 
die erforderlichen Teilstudiengänge des 
der Lehrerausbildung dienenden Studi-
enganges eingeschrieben wären. 
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(7) Im Übrigen gelten die allgemeinen 
Vorschriften.“ 
 

20. Dem § 84 Absatz 5 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
„§ 77d ist erst mit Wirkung vom 1. Okto-
ber 2021 anzuwenden.“ 

 
 

 24. - bisher 20. -  
 unverändert  

Artikel 3 
Änderung des Landesbesoldungs- 

gesetzes 
 

In § 37 Absatz 3 Satz 1 des Landesbesol-
dungsgesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. 
NRW. S. 310, ber. S. 642), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 3. April 2020 
(GV. NRW. S. 284) geändert worden ist, wer-
den die Wörter „in den Ruhestand tritt“ durch 
die Wörter „oder aus einem Beamtenverhält-
nis auf Lebenszeit nach § 19 Absatz 2 Satz 3 
des Kunsthochschulgesetzes vom 13. März 
2008 (GV. NRW. S. 195) in der jeweils gel-
tenden Fassung in den Ruhestand tritt oder 
versetzt wird“ ersetzt.  
 
 

 Artikel 3 
Änderung des Landesbesoldungs- 

gesetzes 
 

Unverändert  

Artikel 4 
Änderung der  

Hochschulabgabenverordnung 
 

Dem § 1 Absatz 2 der Hochschulabgaben-
verordnung vom 13. August 2015 (GV. 
NRW. S. 569), die zuletzt durch Verordnung 
vom 10. Januar 2020 (GV. NRW. S. 284) ge-
ändert worden ist, werden die folgenden 
Sätze angefügt: 
 
„Die Kunsthochschulen werden ermächtigt, 
die Höhe des Weiterbildungsbeitrags sowie 
des besonderen Gasthörerbeitrags gegen-
über der nach Maßgabe der Sätze 1 bis 3 
ermittelten Höhe niedriger festzusetzen. Zur 
Festsetzung der niedrigeren Höhe nach 
Satz 4 überträgt das Ministerium die in § 19 
Absatz 1 Satz 1 des Hochschulabgabenge-
setzes vom 21. März 2006 (GV. NRW. S. 
119) in der jeweils geltenden Fassung auf-
geführte Ermächtigung, durch Rechtsverord-
nung das Nähere zur Höhe des Weiterbil-
dungsbeitrags sowie des besonderen Gast-
hörerbeitrags zu bestimmen, jederzeit 

 Artikel 4 
Änderung der  

Hochschulabgabenverordnung 
 

Dem § 1 Absatz 2 der Hochschulabgaben-
verordnung vom 13. August 2015 (GV. 
NRW. S. 569), die zuletzt durch Verordnung 
vom 10. Januar 2020 (GV. NRW. S. 82) ge-
ändert worden ist, werden die folgenden 
Sätze angefügt: 
 
„Die Kunsthochschulen werden ermächtigt, 
die Höhe des Weiterbildungsbeitrags sowie 
des besonderen Gasthörerbeitrags gegen-
über der nach Maßgabe der Sätze 1 bis 3 er-
mittelten Höhe niedriger festzusetzen. Zur 
Festsetzung der niedrigeren Höhe nach Satz 
4 überträgt das Ministerium die in § 19 Ab-
satz 1 Satz 1 des Hochschulabgabengeset-
zes vom 21. März 2006 (GV. NRW. S. 119) 
in der jeweils geltenden Fassung aufgeführte 
Ermächtigung, durch Rechtsverordnung das 
Nähere zur Höhe des Weiterbildungsbei-
trags sowie des besonderen Gasthörerbei-
trags zu bestimmen, jederzeit widerruflich 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=430&val=430&seite=119&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=430&val=430&seite=119&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=430&val=430&seite=119&sg=0&menu=1
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widerruflich auf die Kunsthochschulen. In 
der Ordnung der Kunsthochschule nach 
Satz 5 wird die Höhe des Weiterbildungsbei-
trags sowie des besonderen Gasthörerbei-
trags, welche sich nach Maßgabe der Sätze 
1 bis 3 ergibt, ausgewiesen.“ 

auf die Kunsthochschulen. In der Ordnung 
der Kunsthochschule nach Satz 5 wird die 
Höhe des Weiterbildungsbeitrags sowie des 
besonderen Gasthörerbeitrags, welche sich 
nach Maßgabe der Sätze 1 bis 3 ergibt, aus-
gewiesen.“ 
 
 

Artikel 5 
Änderung der Hochschul-Leistungsbe-

zügeverordnung 
 

In § 6 Absatz 2 Satz 2 Buchstabe d der 
Hochschul-Leistungsbezügeverordnung 
vom 17. Dezember 2004 (GV. NRW. S. 790), 
die zuletzt durch Verordnung vom 21. Feb-
ruar 2017 (GV. NRW. S. 372) geändert wor-
den ist, werden die Wörter „der Fachhoch-
schule Aachen“ durch die Wörter 
 
„der Hochschule für Musik Detmold 
der Kunstakademie Düsseldorf 
der Robert-Schumann Hochschule Düssel-
dorf 
der Folkwang Universität der Künste 
der Hochschule für Musik und Tanz Köln 
der Kunstakademie Münster 
der Kunsthochschule für Medien Köln 
der Fachhochschule Aachen“ 
 
ersetzt. 
 
 

 Artikel 5 
Änderung der Hochschul-Leistungsbe-

zügeverordnung 
 

Unverändert  

Artikel 6 
Änderung des Gesetzes zur  

Neuregelung des Kunsthochschulrechts 
 

Artikel 6 des Gesetzes zur Neuregelung des 
Kunsthochschulrechts vom 13. März 2008 
(GV. NRW. S. 195) wird wie folgt geändert: 
 
1. Nummern 1 bis 7 werden aufgehoben. 
 
2. In Nummer 8 wird die Angabe „8.“ ge-

strichen. 
 
 

 Artikel 6 
Änderung des Gesetzes zur  

Neuregelung des Kunsthochschulrechts 
 

Artikel 6 des Gesetzes zur Neuregelung des 
Kunsthochschulrechts vom 13. März 2008 
(GV. NRW. S. 195) wird wie folgt geändert: 
 
1. Die Nummern 1 bis 7 werden aufgeho-

ben. 
2. In Nummer 8 wird die Angabe „8.“ ge-

strichen. 
 

Artikel 7 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am 15. April 2021 in Kraft. 

 

 Artikel 7 
Inkrafttreten 

 
Unverändert  
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Bericht  
 
 
A Allgemeines  
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung „Gesetz zur Änderung des Kunsthochschulgesetzes 
und zur Änderung weiterer Vorschriften im Hochschulbereich“, Drucksache 17/11685, wurde 
am 11. November 2020 vom Plenum an den Wissenschaftsausschuss - federführend - sowie 
an den Ausschuss für Kultur und Medien, den Haushalts- und Finanzausschuss, den Unter-
ausschuss  BLB, Landesbetriebe und Sondervermögen, den Unterausschuss Personal des 
Haushalts- und Finanzausschusses sowie den Ausschuss für Schule und Bildung zur Mitbe-
ratung überwiesen. Die abschließende Aussprache und Abstimmung sollen nach Vorlage der 
Beschlussempfehlung des Ausschusses erfolgen. 
 
 
B Beratung 
 
Der Wissenschaftsausschuss hat den Antrag in seiner Sitzung am 18. November 2020 erst-
malig beraten und beschlossen, hierzu eine Anhörung durchzuführen. Der Ausschuss für Kul-
tur und Medien will sich pflichtig an der Anhörung beteiligen. Die übrigen zur Mitberatung auf-
gerufene Ausschüsse haben mitgeteilt, sich nachrichtlich an der Beratung beteiligen zu wollen. 
Die geladenen Sachverständigen sind der Einladung 17/1656 zu entnehmen. 
 
Die Sachverständigen wurden gebeten, im Vorfeld der Anhörung schriftlich Stellung zu dem 
Gesetzentwurf zu nehmen. Dem Ausschuss lagen zum Zeitpunkt der Anhörung folgende 
schriftliche Stellungnahmen vor. 
 

eingeladen Teilnehmer/in Stellungnahme 

Landesrektorenkonferenz  
der Kunst- und Musikhochschulen 
NRW 
Professor Dr. Thomas Grosse 

Professor Dr. Thomas Grosse 

17/3462 
Kanzlerinnen und Kanzler  
der Kunst- und Musikhochschulen 
NRW 
Dr. Sabine Schulz 

Dr. Jörn Hohenhaus 
 

Verband der Privaten Hochschulen 
e.V. 
Ulrich Freitag 

Professor Dr. Birger Lang 
Ulrich Freitag 

17/3459 

Professor Stephan Froleyks 
Westfälische Wilhelms-Universität 
Münster 

Professor Stephan Froleyks 17/3460 

Professor Friedemann Immer 
Niederkassel 

Professor Friedemann Immer 
 

17/3478 
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eingeladen Teilnehmer/in Stellungnahme 

Hauptpersonalrat 
Ministerialrat Erik Otto 
Ministerium für Kultur und Wissen-
schaft des Landes Nordrhein-West-
falen 

Erik Otto 
Sebastian Schärr 

 
17/3448 

Landes-ASten-Treffen NRW 
Amanda Steinmaus, Tobias Zorn 

Amanda Steinmaus 
Tobias Zorn 

 
17/3491 

Landeskonferenz der Gleichstel-
lungsbeauftragten der Hochschu-
len und Universitätsklinika des Lan-
des Nordrhein-Westfalen 
Dr. Ulrike Brands-Proharam Gon-
zalez, Annelene Gäckle, Kirsten 
Pinkvoss, Birgit Weustermann 

Kirsten Pinkvoss 
Sonja Mausen 

 
17/3457 

 
Die Anhörung ist mit Ausschussprotokoll 17/1280 dokumentiert. 
 
Des Weiteren gingen folgenden unverlangte Stellungnahmen zum Gesetzentwurf ein: 
 
Landesmusikrat NRW     Stellungnahme 17/3445 
Robert Schumann Hochschule Düsseldorf   Stellungnahme 17/3588  
Senat der Hochschule für Musik und Tanz Köln  Stellungnahme 17/3593 Neudruck 
Senat der Folkwang Universität der Künste Essen   Stellungnahme 17/3600 
 
Der mitberatende Unterausschuss Personal stimmte in seiner Sitzung vom 23. Februar 2021 
für eine unveränderte Annahme des Gesetzentwurfs. 
 
Die Fraktionen von CDU und FDP brachten am 24. Februar 2021 einen gemeinsamen Ände-
rungsantrag, Drucksache 17/12764, mit welchem sie Anregungen und Hinweise aus der An-
hörung aufgreifen, in die Beratung ein. 
  
Der Unterausschuss BLB, Landesbetriebe und Sondervermögen des Haushalts- und Finanz-
ausschusses votierte in seiner Sitzung am 24. Februar 2021 unter Berücksichtigung des Än-
derungsantrags mehrheitlich für eine veränderte Annahme des Gesetzentwurfs.  
 
In Kenntnis der Voten seiner Unterausschüsse votierte der Haushalts- und Finanzausschuss 
am 25. Februar 2021 mehrheitlich für eine Annahme des Änderungsantrags und des so geän-
derten Gesetzentwurfs. 
 
Ebenfalls am 25. Februar 2021 stimmte der Ausschuss für Kultur und Medien mehrheitlich für 
die Annahme des Änderungsantrags und den so geänderten Gesetzentwurfs. 
 
Der Ausschuss für Schule und Bildung votierte am 10. März 2021 mehrheitlich auch für eine 
Annahme des Änderungsantrags und des so veränderten Gesetzentwurfs. 
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Einen weiteren Änderungsantrag, Drucksache 17/13087, brachten die regierungstagenden 
Fraktionen am 16. März 2021 in die Beratungen ein. Am selben Tag wurde auch von der Frak-
tion der SPD ein eigener Änderungsantrag, Drucksache 17/13086, in die Beratung einge-
bracht. 
 
Der Wissenschaftsausschuss beriet den Antrag final in der Sitzung am 17. März 2021 und 
stimmte über eine Beschlussempfehlung an das Plenum ab. 
 
 
C Abstimmung 
 
Der Änderungsantrag der Fraktion der CDU und der FDP, Drucksache 17/12764, wird mit den 
Stimmen der Fraktion der CDU, der Fraktion der SPD und der Fraktion der FDP bei Enthaltung 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN der Fraktion der AfD angenommen. 
 
Der zweite Änderungsantrag der Fraktionen der CDU und der FDP, Drucksache 17/13087, 
wird mit den Stimmen der Fraktion der CDU, der Fraktion der FDP und der Fraktion der AfD 
gegen die Stimmen der Fraktion der SPD bei Enthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN angenommen. 
 
Der Änderungsantrag der Fraktion der SPD, Drucksache 17/13086, wird mit den Stimmen der 
Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP gegen die Stimmen der Fraktion der SPD und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Enthaltung der Fraktion der AfD abgelehnt. 
 
Der so geänderte Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 17/11685, wird mit den 
Stimmen der Fraktionen der CDU und der FDP gegen die Stimmen der Fraktion der SPD, der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Fraktion der AfD angenommen. 
 
 
 
 
 
Helmut Seifen 
Vorsitzender 
 
 


